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Editorial

Licht und Schatten
Kehraus im Landtag

In diesen Tagen tritt der 16. Nieder-
sächsische Landtag zu seiner letzten 
Plenarwoche zusammen. Den kommu-
nalen Spitzenverbänden hat der große 
Kehraus reichlich Arbeit beschert. 
Es gilt das Motto: Alles muss raus. 
Was nicht vom Tisch kommt, verfällt. 
Anders als auf kommunaler Ebene 
berät der am 20. Januar 2013 zu wäh-
lende 17. Landtag alte Vorlagen nicht 
weiter. Staatsrechtlich nennt man dies 
den Grundsatz der Diskontinuität. 

Die Politik gibt sich nach außen vor-
weihnachtlich zurückhaltend. Den-
noch spürt man den Wahlkampf allent-
halben. Die Regierung und die sie 
tragenden Koalitionsparteien ziehen 
täglich Bilanz auf Tagungen, Foren, 
Eröffnungsfeierlichkeiten etc. Sie kom-
men wenig überraschend zu einem 
weit positiveren Fazit ihrer Arbeit als 
die Opposition und die inzwischen 
scheibchenweise präsentierten Mit-
glieder eines Schattenkabinetts, die 
wenig Strahlkraft ihrer tatsächlichen 
oder vermeintlichen  Amtsvorgän-
ger erkennen können. Eine Wirkung 
scheint schon eingetreten: Die kleine-
ren Aspiranten auf einen Einzug in den 
auch in der kommenden Wahlperiode 
wohl wenig Licht durch� uteten Plenar-
saal geraten anscheinend ins Abseits.

Was bleibt von 
den Erwartungen des NLT?

Blickt man rückschauend auf die vor 
fünf Jahren formulierten Erwartungen 
des NLT an die Landesregierung und 
den Landtag, zeigt sich die Schnell-
lebigkeit des politischen Geschäfts 
ebenso wie Schwierigkeit einer auch 
nur annähernd verlässlichen Prognose. 
Ganz vorne stand die Forderung, die 
Finanzsituation zu verbessern. Ist eine 
Stabilisierung im Durchschnitt der 
Landkreise bei unverändert zwei Mil-
liarden Kassenkrediten aber nun ein 
Erfolg? Andererseits: Wer hat vor fünf 

Jahren auch nur annähernd eine Welt-
wirtschafts- und Finanzkrise vorherge-
sagt? Und wer hätte erwartet, dass die 
Kreisebene in drei Schritten vollstän-
dig von den Kosten der Grundsiche-
rung bei Erwerbsminderung und im 
Alter entlastet wird? Manchem Akteur 
der aktuellen politischen Auseinan-
dersetzung muss zudem in Erinnerung 
gerufen werden, dass der kommunale 
Finanzausgleich nicht nur politischen 
Ein� üssen, sondern auch verfassungs-
rechtlichen Vorgaben unterliegt. Bei-
des wird der NLT im Blick behalten.

Vieles konnte erreicht werden. Die 
Organisation der Grundsicherung für 
Arbeit (SGB II) steht auf zwei siche-
ren Füßen; bei den Schularten ist 
eine höhere Flexibilität eingekehrt; 
Niedersachsen hat eine � ächende-
ckende Breitbandinfrastruktur, die 
nun dringend ertüchtigt werden muss; 
der Ausbau des Betreuungsangebo-
tes für Unter-Dreijährige schreitet in 

Prof. Dr. Hubert Meyer,
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
des Niedersächsischen Landkreistages 

Riesenschritten voran: ein Zwischen-
fazit zu den beiden letztgenannten 
Themen � ndet sich im Heft. Ein neues 
und modernes Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsrecht bildete 
die kommunale Überraschung der 
Wahlperiode.

Andere wichtige Themen blieben 
eher im Dunkeln. Der seitens der 
Landesregierung groß angekündigte 
Zukunftsvertrag reduziert sich auf 
ein (Teil)Entschuldungsprogramm für 
einige hochverschuldete Kommu-
nen. Immerhin darüber können sich 
bisher auch vier Landkreise freuen. 
Die in Aussicht genommene Verla-
gerung von Landesaufgaben auf die 
Kreisebene ent� el komplett, eine 
ressortübergreifende Hilfestellung für 
strukturschwache Räume ist bisher 
über gedankliche Ansätze kaum hin-
ausgekommen. Grund genug für den 
Niedersächsischen Landkreistag, seine 
grundlegenden Forderungen für eine 
Fortführung der Verwaltungsreform in 
einer einmütig vom Vorstand und den 
Landrätinnen und Landräten verab-
schiedeten �Hannoveraner Position� 
auf den Punkt zu bringen, vgl. Sie  
dazu die nachfolgenden Seiten. 

Stern über Bethlehem

Licht und Schatten also. Wie nicht 
anders zu erwarten. Die folgenden 
Wochen der dunklen Jahreszeit gelten 
der Vorfreude für das Licht über dem 
Stall von Bethlehem. Ein Blick in die-
sen Wochen in das Heilige Land des 
Neuen Testamentes verdeutlicht die 
Relativität unserer niedersächsischen 
Sorgen und lehrt Demut.

Der Vorstand des NLT wünscht allen Leserinnen und LesernDer Vorstand des NLT wünscht allen Leserinnen und Lesern
eine frohe und besinnliche Weihnachtszeiteine frohe und besinnliche Weihnachtszeit

sowie ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2013sowie ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2013
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Landesämtern unter Rückkehr zu 
einer Bündelungsbehörde für die 
Landesaufgaben vorsehen. In bei-
den Konstellationen ist die Bün-
delungsfunktion der Landkreise 
und der Region Hannover für 
einen schlanken, ef� zienten und 
bürgernahen Verwaltungsvollzug 
durch eine Kommunalisierung 
bisher staatlich wahrgenommener 
Aufgaben zu nutzen. 

5. Die strukturellen Finanzprobleme 
der niedersächsischen Landkreise 
und der Region Hannover sind 
durch Teilentschuldung einiger 
besonders belasteter Landkreise 
sowie die Übernahme der Lasten 
der Grundsicherung im Alter und 
Erwerbsminderung durch den 
Bund � deren vollständige Weiter-
leitung durch das Land erwartet 
wird � gemildert, aber nicht gelöst 
worden. Die günstige Konjunktur- 
und Wirtschaftsentwicklung über-
decken das erhebliche Gefähr-
dungspotential, das sich auch in 
unvermindert hohen Belastungen 
durch Liquiditätskredite manifes-
tiert.

6. Verantwortlich für die Gebiets-
struktur der Landkreise ist das 
Land Niedersachsen. Insbesondere 
unter dem Eindruck der demo-
gra� schen Entwicklung haben 
gleichwohl verschiedene Kreistage 
Initiativen ergriffen, um die Leis-
tungsfähigkeit der Kreisebene auch 
für zukünftige Herausforderungen 
zu sichern. Der Niedersächsische 
Landkreistag wird diese Diskussi-
onen konstruktiv begleiten, soweit 
sie die im Göttinger Positionspapier 
beschriebenen Grundprinzipien 
der kommunalen Selbstverwaltung 
auf der Kreisebene achten.  

Vor dem Hintergrund der im Vor-
feld der Landtagswahl geäußerten 
unterschiedlichen Vorstellungen der 
Parteien zur zukünftigen Verwaltungs-
struktur in Niedersachsen hat sich 
der Niedersächsische Landkreistag 
in diesem Herbst intensiv mit seiner 
Position zu Fragen der  Verwaltungs-
reform beschäftigt und geprüft, ob 
hinsichtlich der einstimmig von der 
Landkreisversammlung im März 2007 
verabschiedeten �Göttinger Erklä-
rung� als gegenwärtiger Position des 
NLT Veränderungsbedarf besteht. 
Nach Beratungen in zwei Fachaus-
schüssen, im Vorstand des Niedersäch-
sischen Landkreistages und in einem 
Gespräch mit allen Landrätinnen und 
Landräten hat der NLT in einer kurzen 
�Hannoveraner Position� seinen aktu-
ellen Standpunkt zur Verwaltungsre-
form in Niedersachsen in komprimier-
ter Form beschlossen und bekräftigt. 
Ergebnis der Beratungen war, dass 
die �Göttinger Erklärung� aus dem 
Jahr 2007 im Grundsatz unvermindert 
fort gilt. In fünf aktuellen Punkten hat 
der NLT zudem auf die zwischenzeit-
lichen Entwicklungen wie die beiden 
Urteile des Landesverfassungsgerichts 
Mecklenburg-Vorpommern zur Kreis-
gebietsreform und das vollständige 
Scheitern der Bemühungen um Über-
tragung von Landesaufgaben auf die 
Kreisebene im Rahmen des Zukunfts-
vertrages reagiert.  

Nachfolgend die �Hannoveraner Posi-
tion� des NLT zur Verwaltungsreform 
vom 18. Oktober 2012 sowie die Göt-
tinger Erklärung aus dem März 2007:

�Hannoveraner Position� 
des NLT zur Verwaltungsreform

1. Der Niedersächsische Landkreis-
tag hat in seinem einstimmig von 

der Landkreisversammlung im 
März 2007 verabschiedeten Positi-
onspapier (�Göttinger Erklärung�) 
seine Bereitschaft zur konstruk-
tiven Mitwirkung an einer Fort-
führung der Verwaltungsreform in 
Niedersachsen erklärt. Das Papier 
gilt im Grundsatz unvermindert 
fort.

2. Die dort geschilderten Rahmen-
bedingungen einer ehrenamt-
lichen Mandatswahrnehmung auf 
der Landkreisebene und der Über-
schaubarkeit der Kreisstrukturen 
haben durch das Urteil des Lan-
desverfassungsgerichts Mecklen-
burg-Vorpommern aus dem Jahr 
2007 eine eindrucksvolle verfas-
sungsrechtliche Untermauerung 
erfahren. Soweit die vom dortigen 
Landesverfassungsgericht gebil-
ligte Gebietsreform des Jahres 
2011 in Mecklenburg-Vorpom-
mern im Einzelfall problematische 
Flächenausdehnungen aufweist, 
ist dies der spezi� schen, bun-
desweit einmaligen Struktur des 
betroffenen Landesteils geschul-
det.

3. In Niedersachsen sind alle 
Bemühungen im Zuge des sog. 
Zukunftsvertrages um eine Über-
tragung von Landesaufgaben 
auf die Kreisebene gescheitert. 
Ursächlich dafür war die fehlende 
politische Kraft der Landesregie-
rung zur Kommunalisierung, nicht 
eine fehlende Leistungsfähigkeit 
der niedersächsischen Landkreise. 

4. Überlegungen zur künftigen 
Struktur der Landesverwaltung 
müssen entweder konsequent 
die Zweistu� gkeit umsetzen oder 
eine radikale Abkehr von den 

NLT bezieht Position zur Verwaltungsreform

Verabschiedet durch die Landkreis-
versammlung des Niedersächsischen 
Landkreistages am 14. März 2007 in 
Göttingen, Landkreis Göttingen

I. Verfassungs- und verwaltungswis-
senschaftliche Rahmenbedingun-
gen

Der Deutsche Landkreistag hat im 
Frühjahr 2006 eine grundsätzliche 
Positionsbestimmung für die Landkreise 
im Prozess der Verwaltungsreformen 

vorgenommen. Betont wurde dabei, 
dass

1. es tragfähiger, objektiver und nach-
weisbarer Begründungsansätze be-
darf, wenn bewährte kommunale 
Gebietsstrukturen hinterfragt wer-
den;

2. für die Landkreise

� ihrer verfassungsrechtlichen Ga-
rantie und europarechtlichen 
Anerkennung,

� ihrer Rechtsnatur als Gebietskör-
perschaft wie als Gemeindever-
band sowie

� der ihnen eigenen Wahrneh-
mung von überörtlichen Selbst-
verwaltungsaufgaben, Aus-
gleichs- und Ergänzungsaufga-
ben für die kreisangehörigen 
Gemeinden und von Aufgaben 
des übertragenen Wirkungskrei-
ses

Verabschiedet durch die Landkreis-
versammlung des Niedersächsischen
Landkreistages am 14. März 2007 in
Göttingen, Landkreis Göttingen

I. Verfassungs- und verwaltungswis-
senschaftliche Rahmenbedingun-
gen

Der Deutsche Landkreistag hat im
Frühjahr 2006 eine grundsätzliche
Positionsbestimmung für die Landkreise
im Prozess der Verwaltungsreformen

vorgenommen. Betont wurde dabei, 
dass

1. es tragfähiger, objektiver und nach-
weisbarer Begründungsansätze be-
darf, wenn bewährte kommunale 
Gebietsstrukturen hinterfragt wer-
den;

2. für die Landkreise

� ihrer verfassungsrechtlichen Ga-
rantie und europarechtlichen 
Anerkennung,

� ihrer Rechtsnatur als Gebietskör-
perschaft wie als Gemeindever-
band sowie

� der ihnen eigenen Wahrneh-
mung von überörtlichen Selbst-
verwaltungsaufgaben, Aus-
gleichs- und Ergänzungsaufga-
ben für die kreisangehörigen
Gemeinden und von Aufgaben
des übertragenen Wirkungskrei-
ses

Positionspapier des Niedersächsischen Landkreistages 
zur Verwaltungsreformdiskussion in Niedersachsen
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 Rechnung zu tragen ist;

3. Funktionalreformen mit einer 
grundsätzlichen Aufgabenkritik zu 
verbinden und untere staatliche Son-
derbehörden so weit wie möglich in 
die Kreisstufe einzugliedern sind;

4. auch Diskussionen zur territorialen 
Ausgestaltung der Landkreise (Ge-
bietsreformen) konstruktiv begleitet 
werden, wenn sie

� Folge einer zuvor durchgeführten 
Aufgabenkritik und Funktionalre-
form sind,

� nicht zu einer territorialen Über-
dehnung führen,

� den Grundsatz der Bürgernähe und 
der ehrenamtlichen Mandatswahr-
nehmung der Kreistagsmitglieder 
wie die Integrationsfunktion des 
Landrates wahren und

� die Homogenität der Verwaltungs-
strukturen im jeweiligen Bundes-
land beachten.

II. Gegenwärtige niedersächsische 
Situation

Vor diesem Hintergrund bewertet der 
Niedersächsische Landkreistag die Situ-
ation in Niedersachsen wie folgt:

1. Einwohnerzahl und Flächenausdeh-
nung

Die 37 Landkreise und die Region 
Hannover weisen im Durchschnitt eine 
Einwohnerzahl von ca. 183 000 und eine 
Flächenausdehnung von 1 223 qkm aus. 
Im bundesweiten Vergleichentspricht 
dies bei der Einwohnerzahl dem fünften, 
bei der Flächenausdehnung dem vierten 
Rang. Nach der Einwohnerzahl werden 
niedersächsische Landkreise damit z. B. 
auch nach Umsetzung der beschlossenen 
Gebietsreform in Sachsen-Anhalt vor 
den dortigen �Großkreisen� liegen. Die 
hinsichtlich durchschnittlicher Einwoh-
nerzahl, insbesondere aber der beab-
sichtigten Flächenausdehnung von bis 
zu 7 000 qkm aus dem Rahmen fallende 
beabsichtigte Reform in Mecklenburg-
Vorpommern wird wegen massiver ver-
fassungsrechtlicher Bedenken nahezu 
� ächendeckend vor dem dortigen 
Landesverfassungsgericht angegriffen 
(11 von 12 Landkreisen, 4 von 6 kreis-
freien Städten).

� Handlungsbedarf aus den Kenn-
ziffern Einwohnerzahl und Fläche 
besteht nicht.

2. Leistungsfähigkeit

Die niedersächsischen Landkreise 
haben sich als leistungsfähig und kos-
tengünstig erwiesen. Strukturelle De-
� zite bei der Aufgabenwahrnehmung 
sind nicht bekannt geworden. Soweit 
bundes- und landesrechtliche Vorga-
ben dies zulassen, bemühen sie sich 
mit Erfolg um möglichst selbstverwal-
tungskonforme Aufgabenwahrneh-
mung, wie zuletzt die Übernahme der 
Aufgabenwahrnehmung der Grund-
sicherung für Arbeit bewiesen hat. 
Kreisgrenzen überschreitende Aufga-
ben werden in gemeinsamer Verant-
wortung mit Nachbarkommunen erle-
digt. Das Land bedient sich mit Erfolg 
der Bündelungsbehörde Landkreis für 
die effektive Wahrnehmung einer Viel-
zahl ursprünglich staatlicher Aufgaben 
im übertragenen Wirkungskreis.

� Die Landkreise erfüllen bestehende 
Aufgaben des eigenen wie des über-
tragenen Wirkungskreises effektiv.

3. Finanzielle Situation

Eine Vielzahl niedersächsischer 
Landkreise und die Region Hannover 
können seit etlichen Jahren ihre Ver-
waltungshaushalte nicht ausgleichen. 
Der Kassenkreditbestand ist besorgnis-
erregend.

Ursache hierfür sind die durch Bundes- 
und Landesrecht auferlegten Aufgaben 
in den Bereichen Soziales, Jugend, 
Gesundheit und Schule. Sie umfassen 
heute etwa drei Viertel der niedersäch-
sischen Kreishaushalte. Die Landkreise 
sind sachlich die geeigneten Behörden 
zur Wahrnehmung dieser Aufgaben. 
Der Staat hat es aber p� ichtwidrig 
unterlassen, insbesondere für die aus 
dem rasanten Anstieg der Sozial- und 
Jugendhilfebelastungen resultierenden 
Kosten die notwendigen � nanziellen 
Ressourcen an die Landkreise und die 
Region Hannover weiterzuleiten und/
oder über den kommunalen Finanzaus-
gleich gegenzusteuern.

Die Landkreise verfügen hingegen über 
eine besonders schlanke und damit 
kostengünstige allgemeine Verwaltung. 
Dies zeigt sich z. B. daran, dass sie bei 
Reformbestrebungen in anderen Bun-
desländern als anzustrebendes Beispiel 
bewertet werden und der kreisangehö-
rige niedersächsische Raum beim bun-
desweiten �Regional- Ranking� beson-
ders positive Werte bei den Kosten der 
politischen Verwaltung erzielt.

� Den strukturellen Finanzproble-
men der niedersächsischen Land-
kreise und der Region Hannover 
kann nicht mit Gebietsreformen 
begegnet werden. Die allgemeine 
Verwaltung bietet kaum noch 
Einsparpotentiale, die kosteninten-
siven Bereiche Soziales, Jugend, 
Gesundheit und Schule sind durch 
gesetzliche Ansprüche bestimmt, 
die völlig unverändert blieben. Auf 
der anderen Seite wären vielmehr 
erhöhte Ausgaben durch bürgerfer-
nere Aufgabenwahrnehmung und 
erhöhten Führungsaufwand in gro-
ßen Verwaltungen zu befürchten. 

III. Rechtspolitische Perspektiven

Ungeachtet der skizzierten Situation 
zeigt sich der Niedersächsische Land-
kreistag offen für weitere Überlegun-
gen zur Verwaltungsreform. Sie dürfen 
allerdings nicht auf die Kreisebene 
verengt sein, sondern alle Ebenen der 
öffentlichen Verwaltung in Niedersach-
sen umfassen. Ausgangspunkt muss 
eine Überprüfung der bestehenden 
Aufgabenstruktur unter den Gesichts-
punkten der Ef� zienz, Effektivität und 
der Bürgernähe sein. Die verfassungs-
rechtlichen Grenzen für eine eigenver-
antwortliche, maßgeblich durch den 
unmittelbar demokratisch legitimierten, 
aus ehrenamtlichen Repräsentanten 
der Bürgerschaft bestehenden Kreistag 
müssen gewahrt bleiben. Hieraus folgt 
für die Landkreise und die Region Han-
nover insbesondere:

1. Kernkompetenzen der Landkreise 
ausbauen

a. Landkreise als Kompetenzzentren für 
Soziales

Die Landkreise und die Region Han-
nover nehmen bereits heute eine Viel-
zahl von sozialen Aufgaben wahr, bei-
spielsweise im Bereich der Hilfe zur 

Arbeit, der Hilfe zur P� ege, der 
Grundsicherung im Alter und der Ein-
gliederungshilfe für behinderte Men-
schen.

� Der Niedersächsische Landkreistag 
zeigt sich offen dafür, diese Kom-
petenzen abzurunden und eine 
erhöhte Eigenverantwortung auf 
der Kreisebene zu übernehmen, 
beispielsweise durch eine Kommu-
nalisierung der Aufgaben des über-
örtlichen Trägers der Sozialhilfe 
oder der Versorgungsverwaltung.

b. Landkreise als Kompetenzzentren 
für Jugendhilfe

Die Landkreise und die Region Hanno-
ver stehen bereits heute in der vorrangi-
gen Verantwortung für die Jugendhilfe, 
beispielsweise durch die Zuständigkeit 
für die Kindertagesbetreuung und als 
öffentlicher Träger der Jugendhilfe.

� Der Niedersächsische Landkreis-
tag fordert eine Abrundung der 
Kompetenzen im Bereich der Ju-
gendhilfe, beispielsweise durch 
Übertragung der Zuständigkeiten 
für die Erlaubnis zum Betreiben von 
Kindertagesstätten und die Heim-
aufsicht.

c. Landkreise als Kompetenzzentren für 
Schulen

Die Landkreise und die Region Han-
nover stehen als Träger für weiterfüh-
rende und berufsbildende Schulen in 
der Verantwortung. Sie sind Träger der 
Schulentwicklungsplanung und verant-
wortlich für den Schülerverkehr. Der tat-
sächliche Ein� uss auf die Entwicklung 
in den Schulen ist hingegen gering.

� Der Niedersächsische Landkreis-
tag erachtet es für notwendig, zu 
einer engeren Verzahnung der 
vorschulischen Betreuung und 
der Grundschule zu kommen. Den 
Schulträgern muss eine effektive 
Mitgestaltung des Schulwesens er-
möglicht werden. Die Angebote der 
schulischen Betreuung von Jugend-
lichen und der öffentlichen Jugend-
hilfe müssen besser miteinander 
abgestimmt werden.

d. Landkreise als Kompetenzzentren 
für die Entwicklung des ländlichen 
Raumes

Die Landkreise und die Region Han-
nover verstehen sich als Impulsgeber 
und Koordinator der wirtschaftlichen 
und kulturellen Entwicklung des kreis-
angehörigen, überwiegend ländlich 
strukturierten Raumes. Sie nehmen eine 
Vielzahl planerischer und beratender 
(z. B. als Träger der Regionalplanung), 
aber auch ordnungspolitischer (z. B. als 
Baugenehmigungsbehörde) Aufgaben 
wahr. 

� Der Niedersächsische Landkreis-
tag fordert eine Abrundung der 
bestehenden Zuständigkeiten, um 
der Gesamtverantwortung für die 
Entwicklung des ländlichen Rau-
mes Rechnung tragen zu können, 
beispielsweise durch Übertragung 
der Zuständigkeiten für die Dorfer-
neuerung, die Kommunalisierung 
der hoheitlichen Aufgaben der Kata-
sterverwaltung, insbesondere aber 
eine stärkere eigenverantwortliche 
Ein� ussnahme auf die Wirtschafts-
förderpolitik.

Rechnung zu tragen ist;

3. Funktionalreformen mit einer
grundsätzlichen Aufgabenkritik zu
verbinden und untere staatliche Son-
derbehörden so weit wie möglich in
die Kreisstufe einzugliedern sind;

4. auch Diskussionen zur territorialen
Ausgestaltung der Landkreise (Ge-
bietsreformen) konstruktiv begleitet
werden, wenn sie

� Folge einer zuvor durchgeführten
Aufgabenkritik und Funktionalre-
form sind,

� nicht zu einer territorialen Über-
dehnung führen,

� den Grundsatz der Bürgernähe und
der ehrenamtlichen Mandatswahr-
nehmung der Kreistagsmitglieder
wie die Integrationsfunktion des
Landrates wahren und

� die Homogenität der Verwaltungs-
strukturen im jeweiligen Bundes-
land beachten.

II. Gegenwärtige niedersächsische
Situation

Vor diesem Hintergrund bewertet der
Niedersächsische Landkreistag die Situ-
ation in Niedersachsen wie folgt:

1. Einwohnerzahl und Flächenausdeh-
nung

Die 37 Landkreise und die Region
Hannover weisen im Durchschnitt eine
Einwohnerzahl von ca. 183 000 und eine
Flächenausdehnung von 1 223 qkm aus.
Im bundesweiten Vergleichentspricht
dies bei der Einwohnerzahl dem fünften,
bei der Flächenausdehnung dem vierten
Rang. Nach der Einwohnerzahl werden
niedersächsische Landkreise damit z. B.
auch nach Umsetzung der beschlossenen
Gebietsreform in Sachsen-Anhalt vor
den dortigen �Großkreisen� liegen. Die
hinsichtlich durchschnittlicher Einwoh-
nerzahl, insbesondere aber der beab-
sichtigten Flächenausdehnung von bis
zu 7 000 qkm aus dem Rahmen fallende
beabsichtigte Reform in Mecklenburg-
Vorpommern wird wegen massiver ver-
fassungsrechtlicher Bedenken nahezu
� ächendeckend vor dem dortigen
Landesverfassungsgericht angegriffen
(11 von 12 Landkreisen, 4 von 6 kreis-
freien Städten).

� Handlungsbedarf aus den Kenn-
ziffern Einwohnerzahl und Fläche
besteht nicht.

2. Leistungsfähigkeit

Die niedersächsischen Landkreise
haben sich als leistungsfähig und kos-
tengünstig erwiesen. Strukturelle De-
� zite bei der Aufgabenwahrnehmung
sind nicht bekannt geworden. Soweit
bundes- und landesrechtliche Vorga-
ben dies zulassen, bemühen sie sich
mit Erfolg um möglichst selbstverwal-
tungskonforme Aufgabenwahrneh-
mung, wie zuletzt die Übernahme der
Aufgabenwahrnehmung der Grund-
sicherung für Arbeit bewiesen hat.
Kreisgrenzen überschreitende Aufga-
ben werden in gemeinsamer Verant-
wortung mit Nachbarkommunen erle-
digt. Das Land bedient sich mit Erfolg
der Bündelungsbehörde Landkreis für
die effektive Wahrnehmung einer Viel-
zahl ursprünglich staatlicher Aufgaben
im übertragenen Wirkungskreis.

� Die Landkreise erfüllen bestehende
Aufgaben des eigenen wie des über-
tragenen Wirkungskreises effektiv.

3. Finanzielle Situation

Eine Vielzahl niedersächsischer
Landkreise und die Region Hannover
können seit etlichen Jahren ihre Ver-
waltungshaushalte nicht ausgleichen.
Der Kassenkreditbestand ist besorgnis-
erregend.

Ursache hierfür sind die durch Bundes-
und Landesrecht auferlegten Aufgaben
in den Bereichen Soziales, Jugend,
Gesundheit und Schule. Sie umfassen
heute etwa drei Viertel der niedersäch-
sischen Kreishaushalte. Die Landkreise
sind sachlich die geeigneten Behörden
zur Wahrnehmung dieser Aufgaben.
Der Staat hat es aber p� ichtwidrig
unterlassen, insbesondere für die aus
dem rasanten Anstieg der Sozial- und
Jugendhilfebelastungen resultierenden
Kosten die notwendigen � nanziellen
Ressourcen an die Landkreise und die
Region Hannover weiterzuleiten und/
oder über den kommunalen Finanzaus-
gleich gegenzusteuern.

Die Landkreise verfügen hingegen über
eine besonders schlanke und damit
kostengünstige allgemeine Verwaltung.
Dies zeigt sich z. B. daran, dass sie bei
Reformbestrebungen in anderen Bun-
desländern als anzustrebendes Beispiel
bewertet werden und der kreisangehö-
rige niedersächsische Raum beim bun-
desweiten �Regional- Ranking� beson-
ders positive Werte bei den Kosten der
politischen Verwaltung erzielt.

� Den strukturellen Finanzproble-
men der niedersächsischen Land-
kreise und der Region Hannover
kann nicht mit Gebietsreformen
begegnet werden. Die allgemeine
Verwaltung bietet kaum noch
Einsparpotentiale, die kosteninten-
siven Bereiche Soziales, Jugend,
Gesundheit und Schule sind durch
gesetzliche Ansprüche bestimmt,
die völlig unverändert blieben. Auf
der anderen Seite wären vielmehr
erhöhte Ausgaben durch bürgerfer-
nere Aufgabenwahrnehmung und
erhöhten Führungsaufwand in gro-
ßen Verwaltungen zu befürchten.

III. Rechtspolitische Perspektiven

Ungeachtet der skizzierten Situation
zeigt sich der Niedersächsische Land-
kreistag offen für weitere Überlegun-
gen zur Verwaltungsreform. Sie dürfen
allerdings nicht auf die Kreisebene
verengt sein, sondern alle Ebenen der
öffentlichen Verwaltung in Niedersach-
sen umfassen. Ausgangspunkt muss
eine Überprüfung der bestehenden
Aufgabenstruktur unter den Gesichts-
punkten der Ef� zienz, Effektivität und
der Bürgernähe sein. Die verfassungs-
rechtlichen Grenzen für eine eigenver-
antwortliche, maßgeblich durch den
unmittelbar demokratisch legitimierten,
aus ehrenamtlichen Repräsentanten
der Bürgerschaft bestehenden Kreistag
müssen gewahrt bleiben. Hieraus folgt
für die Landkreise und die Region Han-
nover insbesondere:

1. Kernkompetenzen der Landkreise
ausbauen

a. Landkreise als Kompetenzzentren für
Soziales

Die Landkreise und die Region Han-
nover nehmen bereits heute eine Viel-
zahl von sozialen Aufgaben wahr, bei-
spielsweise im Bereich der Hilfe zur

Arbeit, der Hilfe zur P� ege, der
Grundsicherung im Alter und der Ein-
gliederungshilfe für behinderte Men-
schen.

� Der Niedersächsische Landkreistag
zeigt sich offen dafür, diese Kom-
petenzen abzurunden und eine
erhöhte Eigenverantwortung auf
der Kreisebene zu übernehmen,
beispielsweise durch eine Kommu-
nalisierung der Aufgaben des über-
örtlichen Trägers der Sozialhilfe
oder der Versorgungsverwaltung.

b. Landkreise als Kompetenzzentren
für Jugendhilfe

Die Landkreise und die Region Hanno-
ver stehen bereits heute in der vorrangi-
gen Verantwortung für die Jugendhilfe,
beispielsweise durch die Zuständigkeit
für die Kindertagesbetreuung und als
öffentlicher Träger der Jugendhilfe.

� Der Niedersächsische Landkreis-
tag fordert eine Abrundung der
Kompetenzen im Bereich der Ju-
gendhilfe, beispielsweise durch
Übertragung der Zuständigkeiten
für die Erlaubnis zum Betreiben von
Kindertagesstätten und die Heim-
aufsicht.

c. Landkreise als Kompetenzzentren für
Schulen

Die Landkreise und die Region Han-
nover stehen als Träger für weiterfüh-
rende und berufsbildende Schulen in
der Verantwortung. Sie sind Träger der
Schulentwicklungsplanung und verant-
wortlich für den Schülerverkehr. Der tat-
sächliche Ein� uss auf die Entwicklung
in den Schulen ist hingegen gering.

� Der Niedersächsische Landkreis-
tag erachtet es für notwendig, zu
einer engeren Verzahnung der
vorschulischen Betreuung und
der Grundschule zu kommen. Den
Schulträgern muss eine effektive
Mitgestaltung des Schulwesens er-
möglicht werden. Die Angebote der
schulischen Betreuung von Jugend-
lichen und der öffentlichen Jugend-
hilfe müssen besser miteinander
abgestimmt werden.

d. Landkreise als Kompetenzzentren
für die Entwicklung des ländlichen
Raumes

Die Landkreise und die Region Han-
nover verstehen sich als Impulsgeber
und Koordinator der wirtschaftlichen
und kulturellen Entwicklung des kreis-
angehörigen, überwiegend ländlich
strukturierten Raumes. Sie nehmen eine
Vielzahl planerischer und beratender
(z. B. als Träger der Regionalplanung),
aber auch ordnungspolitischer (z. B. als
Baugenehmigungsbehörde) Aufgaben
wahr.

� Der Niedersächsische Landkreis-
tag fordert eine Abrundung der
bestehenden Zuständigkeiten, um
der Gesamtverantwortung für die
Entwicklung des ländlichen Rau-
mes Rechnung tragen zu können,
beispielsweise durch Übertragung
der Zuständigkeiten für die Dorfer-
neuerung, die Kommunalisierung
der hoheitlichen Aufgaben der Kata-
sterverwaltung, insbesondere aber
eine stärkere eigenverantwortliche
Ein� ussnahme auf die Wirtschafts-
förderpolitik.
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erfolgreiche Wirtschaftsförderung im 
Bereich der Regionalisierten Teilbud-
gets auf jeden Fall fortgesetzt werden 
soll. Staatssekretär Dr. Liersch sagte 
zu, dass trotz der unvermeidlichen 
Kürzungen wegen der für Niedersach-
sen insgesamt stark zurückgehenden 
Mittel in der neuen Förderperiode die 
Regionalisierten Teilbudgets auf jeden 
Fall unterdurchschnittlich von Kürzun-
gen betroffen sein werden. Weitere 
Details der neuen Konzeption werden 
in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe 
auf Arbeitsebene erörtert werden. 

In der NLT-Information, Heft 5/2012, 
hatte der NLT ausführlich über die 
neue EU-Förderperiode ab 2014 
informiert und das vom Vorstand des 
Niedersächsischen Landkreistages 
einstimmig beschlossene Positionspa-
pier zu den Verordnungsentwürfen der 
Europäischen Kommission über die 
neue Förderperiode vorgestellt. 

Am 6. November 2012 fand ein hoch-
rangiges Gespräch des Geschäftsfüh-
rendes Vorstandes des Niedersächsi-
schen Landkreistages mit der Che� n 
der Niedersächsischen Staatskanzlei, 
Staatssekretärin Dr. Christine Hawig-
horst, sowie den Staatssekretären Dr. 
Oliver Liersch (Niedersächsisches 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr) und Friedrich-Otto Ripke 
(Niedersächsisches Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft, Verbrau-
cherschutz und Landesentwicklung) 
statt. Schwerpunkt der Beratungen 
war die Zukunft der sogenannten 
Regionalisierten Teilbudgets der 
Landkreise und der Region Hanno-
ver in der nächsten Förderperiode. 
Der Landkreistag hatte die Frage des 
Erhalts und des Ausbaus der kommu-
nalen Eigenverantwortung im Bereich 
der Wirtschaftsförderung vor Ort in 
den Mittelpunkt seiner Positionierung 
gestellt und gefordert, die Regionali-
sierten Teilbudgets auch in der nächs-
ten Förderperiode fortzuführen. Trotz 

der derzeit noch offenen Verhandlun-
gen zum mehrjährigen Finanzrahmen 
der Europäischen Union und zu Details 
der nächsten Förderperiode konnten 
NLT-Vorsitzender Bernhard Reuter und 
stellvertretender Vorsitzender Landrat 
Klaus Wiswe in dem Gespräch erfreut 
feststellen, dass es bei der Landesre-
gierung im Bereich der Regionalisier-
ten Teilbudgets gegenüber den ersten 
Konzeptionen für die neue Förderperi-
ode zu erheblicher Bewegung gekom-
men ist. Einigkeit bestand zwischen 
den Gesprächspartnern darin, dass die 

Hochrangiges Gespräch zur künftigen EU-Förderperiode

Prof. Dr. Hubert Meyer (links) und Bernhard Reuter (zweiter von rechts), NLT, im Büro der Che-
fi n der Niedersächsischen Staatskanzlei, Dr. Christine Hawighorst. Weitere Gesprächspartner 
waren Staatssekretär Dr. Oliver Liersch (Niedersächsisches Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr, rechts im Bild) sowie – nicht im Bild – Friedrich-Otto Ripke (Niedersächsisches 
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung) und 
der stellvertretende NLT-Vorsitzende Klaus Wiswe. Foto: NLT

2.  Zersplitterung von Zuständigkeiten 
überprüfen

In einer Vielzahl von Fällen ist die 
Zuständigkeit für bestimmte Aufgaben 
auf verschiedene Verwaltungsträger 
aufgespalten. Dieser Zustand ist vor 
dem Hintergrund knapper � nanzieller

Ressourcen einer kritischen Prüfung zu 
unterziehen.

3. Finanzielle Leistungsfähigkeit wie-
der herstellen

Alle Aufgabenübertragungen stehen 
unter dem Vorbehalt der konsequen-
tenEinhaltung des strikten Konnexitäts-
prinzips der Niedersächsischen Landes-
verfassung. Unabhängig davon wird das 
Land Niedersachsen aufgefordert, die 
Finanzausstattung der Landkreise soweit 
wieder herzustellen, dass den Landkrei-
sen und der Region Hannover auch eine 

Wahrnehmung von freiwilligen Selbst-
verwaltungsaufgaben ermöglicht wird.

4. Gebietsreformen nur aus Gründen 
des öffentlichen Wohls zulässig

Die Au� ösung, Vereinigung oder 
Neubildung von Gemeinden und Land-
kreisen ist nach der Niedersächsischen 
Verfassung ausschließlich aus Gründen 
des öffentlichen Wohls zulässig. Wer 
entsprechende Vorschläge unterbreitet, 
muss diese vorrangig auf die Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltungs-
strukturen auszurichtenden Gründe 
nachvollziehbar und plausibel darlegen. 
Der Niedersächsische Landkreistag wird 
(nur) solche Vorschläge fachlich konst-
ruktiv begleiten, die die Grundprinzipien 
der kommunalen Selbstverwaltung auch 
für die kreisliche Ebene achten.

Dazu rechnen insbesondere und unab-
dingbar

� die verantwortliche Aufgabenwahr-
nehmung durch die unmittelbar 
demokratisch legitimierten, ehren-
amtlichen Mandatsträger,

� die Wahrung der Integrationsfähig-
keit des unmittelbar demokratisch 
legitimierten Landrates,

� der unmittelbare Kontakt zwischen 
den Bürgerinnen und Bürgern und 
ihrem Landkreis gerade in den pub-
likumsintensiven Bereichen Soziales 
und Jugend sowie

� ein angemessenes Verhältnis zu 
Anzahl und Größe der kreisangehö-
rigen Gemeinden und deren Verwal-
tungen. 

Dies setzt einer räumlichen Ausdeh-
nung von Landkreisen Grenzen. Die Bil-
dung der � ächenmäßig überschaubaren 
Region Hannover stellte eine Reaktion 
auf eine in Niedersachsen in dieser 
Form einmalige Situation dar.

2.  Zersplitterung von Zuständigkeiten
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durch einfaches Gesetz wieder ange-
passt werden. 

Da sowohl das Schuldenaufnahmever-
bot ab 2020 als auch der Abbaupfad 
aus dem Grundgesetz direkte Rechts-
wirkungen für das Land entfalten, ist 
für die Kommunen politisch bedeut-
sam, dass die Landtagsmehrheit sich 
in einer Ergänzung der Gesetzesbe-
gründung eindeutig auch zu den Kom-
munal� nanzen bekannt hat3: „Die Vor-
gaben zum Neuverschuldungsverbot 
und zum Konsolidierungspfad in die-
sem Gesetzentwurf gelten ausschließ-
lich für das Land Niedersachsen. Die 
vorliegende ‚Schuldenbremse‘ der 
Landeshaushaltsordnung gilt nicht 
für die Kommunen und greift auch 
nicht in die bestehenden Regelungen 
des Kommunalen Finanzausgleichs 
ein. Die Konsolidierungsanstren-
gungen des Landes dürfen nicht zu 
einer Verlagerung von Lasten auf die 
Kommunen führen. Das Land hat wie 
bisher dafür Sorge zu tragen, dass die 
erforderlichen Mittel zur Erfüllung der 
kommunalen Aufgaben zur Verfügung 
gestellt werden. 

Die schrittweise Annäherung an eine 
strukturell ausgeglichene Haushalts-
situation auf Landesebene unter Wah-
rung der Verteilungssymmetrie ohne 
Verschlechterung der kommunalen 
Finanzsituation bedeutet zugleich 
keine Störung des fi nanziellen Gleich-
gewichts zwischen Land und Kommu-
nen.“

Ausblick

Der geltende Artikel 71 der Nieder-
sächsischen Verfassung widerspricht 
ab 1. Januar 2020 den Vorgaben des 
Grundgesetzes. Eine Verfassungsän-
derung um den Vorgaben der Bundes-
verfassung Genüge zu tun, wird daher 
auch in der nächsten Legislaturperiode 
auf der Tagesordnung stehen. Inso-
weit ist es nachdrücklich zu begrüßen, 
dass vier der im Landtag vertretenden 
Fraktionen sich in diesem Zusam-
menhang auch deutlich für eine Ver-
besserung der verfassungsrechtlichen 
Absicherung der Kommunal� nanzie-
rung aussprechen. Diese Zusage der 
vier Landtagsfraktionen muss auch im 
Rahmen einer Verfassungsänderung 
in der nächsten Legislaturperiode 
Bestand haben.

Der Niedersächsische Landtag debat-
tierte am 26. September 2012 über die 
Einführung der Schuldenbremse in die 
Niedersächsische Verfassung. Die not-
wendige Zweidrittelmehrheit für eine 
Verfassungsänderung wurde dabei 
nicht erzielt. Vielmehr wurde nur eine 
kleine Ergänzung der Landeshaus-
haltsordnung (LHO) vorgenommen. 
Die aus kommunaler Sicht notwendige 
Absicherung der Kommunal� nanzen 
konnte somit ebenfalls nicht erreicht 
werden.

Keine Einigung 
auf Verfassungsänderung

Nach Artikel 109 des Grundgesetzes 
sind die Länder nach einer Über-
gangsphase ab 2020 verp� ichtet, ihre 
Haushalte grundsätzlich ohne Einnah-
men aus Krediten auszugleichen. Aus-
nahmen bestehen für abweichende 
konjunkturelle Entwicklungen, Natur-
katastrophen sowie weitere außerge-
wöhnliche Notsituationen. In diesen 
Fällen ist die vorgesehene Kreditauf-
nahme mit einem Tilgungsplan zu 
versehen. Die Länder müssen daher 
ihre Landesverfassungen bis 2020 an 
das Grundgesetz anpassen und insbe-
sondere Regelungen zu den Ausnah-
metatbeständen sowie gegebenenfalls 
zum Erreichen des Ziels eines Haus-
halts ohne zusätzliche Kreditaufnah-
men im Jahr 2020 durch einen soge-
nannten Abbaupfad erlassen.1

Zur Landtagsdebatte am 26. Septem-
ber 2012 lagen zwei Vorschläge zur 
Verfassungsänderung vor. Inhaltlich 
unterschieden sich diese im Wesent-
lichen in der Frage, welche Ausnah-
metatbestände zugelassen werden 
sollten und wie der �Abbaupfad� im 
Detail ausgestaltet werden sollte. Für 
die kommunale Seite von entschei-
dender Bedeutung war, dass sowohl 
in dem modi� zierten Entwurf von 
CDU und FDP als auch im Vorschlag 
der SPD-Fraktion eine ˜nderung von 
Artikel 58 der Niedersächsischen 
Verfassung vorgesehen war. Inhalt-
lich sollte damit der sogenannte Leis-
tungsfähigkeitsvorbehalt für das Land 
hinsichtlich des kommunalen Finanz-
ausgleichs (der Zuweisungen des 
Landes an die Kommunen aus dem 
eigenen Steueraufkommen) gestri-
chen werden. Damit sollte verdeut-
licht werden, dass die Begrenzung der 

Schuldenaufnahmemöglichkeiten für 
das Land kein Grund für eine Redu-
zierung der kommunalen Finanzmittel 
sein kann.

Wegen der unterschiedlichen Auf-
fassungen zu den Ausnahmetatbe-
ständen und zum Abbaupfad, insbe-
sondere in welchem Jahr das Land 
Niedersachsen zum ersten Mal ohne 
zusätzliche neue Kredite auskommen 
sollte, ist es allerdings nicht zu einer 
Verfassungsänderung gekommen. 
Obwohl sich die Mehrheitsfraktio-
nen wie auch SPD und Grüne in dem 
Punkt der Streichung des Leistungsfä-
higkeitsvorbehaltes in Artikel 58 der 
Niedersächsischen Verfassung einig 
waren, wurde auch der Hilfsantrag von 
SPD und Grünen abgelehnt, wenigs-
tens diese Verfassungsnorm isoliert zu 
ändern. Diese fehlende Bereitschaft 
zur Einigung ist aus kommunaler Sicht 
nachhaltig zu bedauern. 

Schuldenbremse 
in Landeshaushaltsordnung

Angenommen wurde dann nur eine 
˜nderung der Landeshaushaltsord-
nung. In einem neuen § 18a wird 
darin normiert, dass der Haushalts-
plan ab dem Haushaltsjahr 2017 
grundsätzlich ohne Einnahmen aus 
Krediten aufzustellen ist. Gleichzeitig 
wurde der sogenannte Abbaupfad 
festgelegt, wonach im Haushaltsjahr 
2014 Einnahmen aus Krediten in 
Höhe von 720 Millionen Euro, 2015 
von 470 Millionen Euro und 2016 von 
bis zu 220 Millionen Euro zum Aus-
gleich von Ausgaben in den Haus-
haltsplan eingestellt werden dürfen. 
Regelungen über die Ausgestaltung 
der vom Grundgesetz eröffneten 
Ausnahmemöglichkeiten enthält die 
Norm nicht. Im Übrigen sind auch 
die materiellen Auswirkungen der 
Rechtsänderung zu hinterfragen. So 
heißt es im Schriftlichen Bericht des 
Niedersächsischen Landtages zu der 
Rechtsänderung2: „Der Gesetzge-
bungs- und Beratungsdienst wies zu 
den Rechtswirkungen der Ergänzung 
der Landeshaushaltsordnung darauf 
hin, dass damit eine strikte Bindung 
des Landesgesetzgebers selbst nicht 
erreicht werden könne; dafür bedürfte 
es einer Verfassungsänderung.“ Im 
Ergebnis kann der Abbaupfad bei 
jeder neuen Haushaltsaufstellung 

Schuldenbremse: Verfassungsänderung gescheitert

1 VGL. IM EINZELNEN NLT-INFORMATION 4/2012, S. 90 F. 
SOWIE NR. 6/2011 AUF S. 176 FF.

2 LT-DRS. 16/5212, S. 2 3 LT-DRS. 16/5224
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Bund kann dagegen nach der Schät-
zung mit einem um 3,9 Milliarden 
Euro höheren Schätzansatz rechnen. 

Das Steueraufkommen 2012 wird 
damit gegenüber dem Ist-Steuerauf-
kommen 2011 für alle Ebenen um 5,1 
Prozent höher ausfallen als 2011. Die 
Bundessteuereinnahmen nehmen im 
Vergleich zum Ist 2011 um 3,3 Pro-
zent zu. Die kommunalen Steuerein-
nahmen weisen demgegenüber eine 
deutlichere Zuwachsrate in Höhe 
von 6,1 Prozent auf. Die Steuerein-
nahmen der Länder wachsen auch 
deutlich um 5,6 Prozent.

Für die folgenden Jahre wird wei-
terhin mit anhaltend wachsenden 
Steuereinnahmen gerechnet. Das 
Steueraufkommen insgesamt wird 
dabei allerdings 2013 um 0,2 Milliar-
den Euro niedriger ausfallen als im 
Mai noch angenommen. Gegenüber 
2012 werden die Steuereinnahmen 
abgeschwächt um 2,6 Prozent stei-
gen. Der höchste Zuwachs wird für 
die Kommunen mit plus 3,3 Prozent 
erwartet. Der Bund wird mit einem 
Plus von 1,7 Prozent rechnen kön-
nen. Das Ländersteueraufkommen 
wird voraussichtlich um 2,6 Prozent 
zunehmen. Gegenüber der Mai-
Schätzung 2011 bedeutet dies für 
den Bund ein Plus von 0,3 Milliarden 
Euro, für die Länder ein um 0,3 Mil-
liarden Euro erhöhter Schätzansatz 
sowie für die Gemeinden um 0,3 
Milliarden Euro verminderte Erwar-
tungen.

In den Jahren 2014 bis 2016 
werden die Einnahmen voraussicht-
lich um minus 3,5 Milliarden Euro 
(Bund: minus 2,6 Milliarden Euro, 
Länder: plus 1,1 Milliarden Euro, 
Gemeinden: minus 2 Milliarden 
Euro) unter dem Schätzansatz der 
letzten Mittelfristschätzung vom Mai 
liegen.

Einzelheiten des bundesweiten 
Steuerergebnisses � der prognosti-
zierten Entwicklung gegenüber dem 
Vorjahr � ergeben sich aus Tabelle 1 
auf Seite 181.

II. Auswirkungen auf Niedersachsen

Das Niedersächsische Finanzmi-
nisterium hat die Ergebnisse der 
Steuerschätzung für Niedersachsen 
regionalisiert. Dies führt für den 
Landeshaushalt zu folgenden Daten 
(in Millionen Euro):

Novembersteuerschätzung 
bestätigt bisherige Prognosen

Die turnusgemäße Novembersteuer-
schätzung fand in diesem Jahr Ende 
Oktober statt. Die im Frühjahr erwar-
tete konjunkturelle Delle im Jahr 
2012 hat sich im bisherigen Umfang 
nicht bestätigt, so dass die Einnah-
meerwartungen für das laufende 
Jahr nach oben korrigiert werden 
konnten. Dafür wurde die Prognose 
für die Wirtschaftsentwicklung des 
Folgejahres nach unten angepasst. 
Gleichwohl sollen auch im Folgejahr 
die Steuereinnahmen gegenüber 
den bisherigen Annahmen noch-
mals steigen. Das Land will hierauf 
mit einer Reduzierung der Neuver-
schuldung und einer ˜nderung der 
Summen des kommunalen Finanz-
ausgleichs reagieren.

Im mittelfristigen Finanzplanungs-
zeitraum ab 2014 ff. ergeben sich 
fast keine ˜nderungen der Steu-
ererwartungen. Im Wesentlichen 
werden damit die Erwartungen aus 
der Steuerschätzung vom Mai des 
Jahres bestätigt.1 Sollten die Progno-
sen so eintreffen, ist weiter mit jähr-
lich steigenden Steuereinnahmen zu 
rechnen. 

I. Bundesweites Ergebnis

Vom 29. bis 31. Oktober 2012 fand 
in Frankfurt am Main auf Einla-
dung der Deutschen Bundesbank 
die 141. Sitzung des Arbeitskreises 
�Steuerschätzungen� statt. Auf der 
Grundlage aktueller gesamtwirt-
schaftlicher Daten sowie des derzeit 
geltenden Steuerrechts wurden die 
Steuereinnahmen für die Jahre 2012 
bis 2017 geschätzt. 

Wie üblich geht die Steuerschätzung 
vom geltenden Steuerrecht aus. Neu 
einbezogen wurden die � nanziel-
len Auswirkungen der Umsetzung 
des EuGH-Urteils vom 12. Juni 
2012 zur Kindergeldberechtigung 
europäischer Wanderarbeitnehmer 
in Deutschland als unmittelbar gel-
tendes Recht sowie der Erhöhung 
des Grunderwerbsteuersatzes in 
Mecklenburg-Vorpommern seit dem 
30. Juni 2012. 

Neben den Steuerrechtsänderungen 
prägt insbesondere die erwartete 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
das Ergebnis der Steuerschätzung. 
Die Bundesregierung hat ihre Pro-
gnose für das nominale Bruttoin-
landsprodukt mit plus 2,4 Prozent 
(real plus 1,0 Prozent) für das Jahr 
2012 wieder auf den Stand der 
Herbstprojektion 2011 angehoben. 
Für 2013 wird ein Nominalwachs-
tum von plus 2,8 Prozent (real: plus 
1,0 Prozent; bisher: 3,2 Prozent/real: 
1,56 Prozent) erwartet. Für den mit-
telfristigen Schätzzeitraum (2014 bis 
2017) wird mit einer Zunahme des 
nominalen Bruttoinlandsprodukts 
um durchschnittlich plus 2,9 Pro-
zent p.a. gerechnet (real plus 1,4 
Prozent p.a.). 

Der Anstieg der als gesamtwirt-
schaftliche Bemessungsgrundlage 
für die Steuerschätzung besonders 
relevanten Bruttolöhne und -gehäl-
ter wurde im Rahmen der Herbstpro-
jektion in etwa so hoch wie im Früh-
jahr erwartet. Für die Jahre 2012 
und 2013 wird von einer Zunahme 
der Lohnsumme um plus 3,8 Prozent 
bzw. plus 2,8 Prozent ausgegan-
gen (Frühjahrsprojektion: plus 3,7 
Prozent bzw. plus 2,8 Prozent). Im 
mittelfristigen Schätzzeitraum 2014 
bis 2017 beträgt die entsprechende 
Zuwachsrate durchschnittlich 
plus 2,6 Prozent p.a. Während die 
Zunahme der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen im Jahr 2012 
mit plus 0,7 Prozent etwas höher 
ausfallen dürfte als noch in der 
Frühjahrsprojektion unterstellt (plus 
0,3 Prozent), wird der Anstieg in den 
Folgejahren voraussichtlich deutlich 
geringer ausfallen als noch im Mai 
2012 erwartet.

Die Erwartungen zu den Steuerein-
nahmen für das Jahr 2012 sind im 
Vergleich zur vorausgegangenen 
Steuerschätzung vom Mai um 5,8 
Milliarden Euro nach oben korri-
giert worden. Den geringfügigen 
Mehreinnahmen aufgrund von Steu-
errechtsänderungen in Höhe von 
0,4 Milliarden Euro steht aufgrund 
der verbesserten Erwartungen ein 
Steuermehraufkommen von 5,4 Mil-
liarden Euro gegenüber. Von den 
Schätzkorrekturen sind die Kom-
munen mit plus 0,8 Milliarden Euro 
betroffen. Für die Länder wurde die 
Mai-Schätzung des Arbeitskreises 
�Steuerschätzungen� um 2,6 Milli-
arden Euro nach oben korrigiert. Der 

Land reduziert Neuverschuldung und ändert Finanzausgleich

1 Vgl. NLT-Information Nr. 4/2012, S. 88.
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Jahr 2012 2013 2014 2015 2016
Abgeleitetes Regionalisierungsergebnis
Summe 19 868 20 629 21 443 22 215 23 024
Haushaltsansätze2     
Summe 19 486 20 514 21 450 22 280 23 122
Differenz3  382 115 � 7 � 65 � 98

In den niedersächsischen Ergebnis-
sen wurde dabei bereits Vorsorge 
getroffen für Auswirkungen von im 
Gesetzgebungsverfahren be� ndli-
chen Steuerrechtsänderungen, ins-
besondere für das sogenannte Tarif-
glättungsgesetz. Wegen der deutlich 
verbesserten Einnahmesituation im 
Landeshaushalt hat die Landesre-
gierung einen Gesetzentwurf in den 
Landtag eingebracht, mit dem die 
Neuverschuldung sowohl im Jahr 
2012 als auch im Jahr 2013 gesenkt 
werden soll. Dieses Gesetzgebungs-
vorhaben hat auch Auswirkungen 
auf die Zahlungen an die Kommunen 
im Rahmen des kommunalen Finanz-
ausgleichs (s. unter III.).

Die Steuereinnahmen der niedersäch-
sischen Gemeinden sollen im Jahr 
2012 gegenüber der Schätzung vom 
Mai um 245 Millionen Euro steigen. 
Auch 2013 ist ein weiterer Aufwuchs 
um 163 Millionen Euro prognostiziert. 
In den Jahren 2014 bis 2016 bewegen 
sich die Zuwächse zwischen 131 und 
155 Millionen Euro jährlich. Insoweit 
weist die Schätzung für die nieder-
sächsischen Gemeinden durchweg 
positive Abweichungen aus.

Im Ergebnis soll dies dazu führen, 
dass im laufenden Jahr bei den 
Gemeinden die Steuereinnahmen 
auf ein neues Rekordniveau von rund 
7,2 Milliarden Euro (plus 9,9 Prozent) 
steigen. Im Jahr 2015 soll erstmals die 
Grenze von 8 Milliarden Euro über-
schritten werden. 2017 werden knapp 
8,6 Milliarden Euro erwartet. Dies 
wären 1,4 Milliarden Euro mehr als im 
laufenden Jahr. Einzelheiten hierzu 
können der Tabelle 2 auf dieser Seite 
entnommen werden.

Eine solche Entwicklung setzt aller-
dings voraus, dass das Wirtschafts-
wachstum sich kontinuierlich fortsetzt. 
Tatsächlich � ndet die Wirtschaftsent-
wicklung allerdings in sogenannten 
Konjunkturzyklen statt. Nach Phasen 
positiver Entwicklungen folgen natur-
gemäß auch Rückschläge. Vor dem 

Hintergrund der äußerst positiven 
Entwicklung seit 2010 ist kaum zu 
erwarten, dass sich diese Entwicklung 
bis 2017 ohne Weiteres fortsetzt. Bis 
heute haben die Wirtschaftsforscher 
keine Modelle entwickelt, um diese 
Konjunkturzyklen vernünftig im mit-
telfristigen Planungszeitraum zu pro-
gnostizieren. Auch mögliche Auswir-
kungen der Staatsschuldenkrise auf 
die Volkswirtschaft lassen sich kaum 
realistisch einschätzen. Insoweit 
bleibt die tatsächliche Entwicklung 
abzuwarten.

III.  Rechtsänderungen 
im Landeshaushalt

Kurz nach Bekanntgabe der Ergeb-
nisse der Steuerschätzung hat die 
Niedersächsische Landesregierung 
den Entwurf eines Gesetzes zur Rück-

2 Haushaltsplan 2012/2013; Mittelfristige Planung 
2012-2016

3 Neue Steuerschätzung zum Landeshaushalt 
2012/2013 und zur Mittelfristigen Planung 2012-
2016

Tabelle 1

Steuerschätzung vom November 2012 – bundesweites Ergebnis
2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

Steuern insgesamt (Mio. €) 561.182,0 524.000,0 530.587,0 573.351 602.375 617.985 642.290 664.242 685.935 706.638
vH gegenüber Vorjahr 4,3 – 6,6 1,3 8,1 5,1 2,6 3,9 3,4 3,3 3,0
BIP, nominal (Mrd. €) 2.481,2 2.374,5 2.496,2 2.593 2.655 2.730 2.810 2.892 2.977 3.064
vH gegenüber Vorjahr 2,0 – 4,0 5,1 3,9 2,4 2,8 2,9 2,9 2,9 2,9
Volkswirtschaftl. Steuerquote  22,62 22,07 21,26 22,11 22,69 22,64 22,86 22,97 23,04 23,06
Verteilung der Steuereinnahmen           
Bund (Mio. €)  239.179,9 227.995,8 225.810,9 247.984 256.189 260.463 270.397 278.523 287.719 297.466
vH gegenüber Vorjahr  4,1 – 4,8 – 1,0 9,8 3,3 1,7 3,8 3,0 3,3 3,4
Länder (Mio. €)  221.921,4 207.118,9 210.051,8 224.291 236.778 242.925 252.637 261.026 269.270 277.691
vH gegenüber Vorjahr  3,9 – 6,2 1,4 6,8 5,6 2,6 4,0 3,3 3,2 3,1
Gemeinden (Mio. €)  76.999,8 68.384,6 70.356,8 76.613 81.298 83.947 87.286 90.703 93.977 97.232
vH gegenüber Vorjahr  5,9 – 11,2 2,9 8,9 6,1 3,3 4,0 3,9 3,6 3,5
EU (Mio. €)  23.080,9 20.500,7 24.367,4 24.464 28.110 30.650 31.970 33.990 34.970 34.250
vH gegenüber Vorjahr  3,7 – 11,2 18,9 0,4 14,9 9,0 4,3 6,3 2,9 – 2,1
2010/2011 = Ist-Ergebnis; 2012-2017 = Schätzung
Quelle: Daten des BMF und eigene Berechnungen

Tabelle 2

Entwicklung der kommunalen Steuereinnahmen 2008 bis 2017 in Niedersachsen

Jahr Gewerbesteuer (netto)
Gemeindeanteil an der 

Einkommensteuer
Steuern insgesamt1)

Mio. € %-Vorjahr Mio. € %-Vorjahr Mio. € %-Vorjahr

2008 2.767   11,5   2.312   15,0   6.491   10,4   
2009 2.172   – 21,5   2.133   – 7,7   5.741   – 11,6   
2010 2.502   15,2   2.051   – 3,8   6.022   4,9   
2011 2.846   13,7   2.196   7,1   6.549   8,7   
2012 3.180   11,7   2.469   12,4   7.199   9,9   
2013 3.228   1,5   2.611   5,8   7.429   3,2   
2014 3.343   3,6   2.760   5,7   7.725   4,0   
2015 3.455   3,4   2.913   5,5   8.023   3,9   
2016 3.561   3,1   3.064   5,2   8.313   3,6   
2017 3.661   2,8   3.214   4,9   8.596   3,4   

Quelle: Daten des NLS/LSKN aus der Kassenstatistik; umgerechnet auf Euro; 
 ab 2012 regionaliserte Steuerschätzung des MF (Stand: November 2012)
1) Grundsteuer A, B, Gewerbesteuer (netto); Gemeindeanteile an der Einkommen- und ab 1998 an der Umsatzsteuer; 
   auf die Darstellung der sonstigen Steuereinnahmen wurde wegen ihrer geringen Bedeutung verzichtet.
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führung der Nettoneuverschuldung 
2012 und 2013 in den Niedersächsi-
schen Landtag eingebracht. Dieses 
Gesetz ändert unter anderem das 
Haushaltsgesetz 2012/2013. Es berück-
sichtigt die Ergebnisse der Steuer-
schätzung und soll diese im Haushalts-
plan 2012/2013 umsetzen. Vorgese-
hen ist in den Jahren 2012 und 2013 
eine deutliche Senkung der Nettoneu-
verschuldung. Nach der Gesetzesbe-
gründung ermöglichten die weiterhin 
positive Einnahmeentwicklung und 
das anhaltend geringe Zinsniveau 
einen deutlichen Abbau der Netto-
neuverschuldung in den genannten 
Haushaltsjahren. Die sich hieraus 
eröffnenden Spielräume sollten ins-
besondere dazu genutzt werden, die 
Netto-kreditaufnahme in den Jahren 
2012 und 2013 sowie die für 2013 
geplante Rücklagenentnahme soweit 
wie möglich abzusenken. Dadurch 
sollen die Anforderungen des Nieder-
sächsischen Staatsgerichtshofs vom 
16. Dezember 2011 an einen verfas-
sungskonformen Haushalt unterhalb 
der Regelgrenze des Artikels 71 der 
Niedersächsischen Verfassung erfüllt 
werden.

Hierzu sieht der Gesetzentwurf für 
das Jahr 2012 eine Absenkung der 
Nettokreditaufnahme um 505 Millio-
nen Euro auf 720 Millionen Euro vor; 
für das Folgejahr soll der Betrag um 
350 Millionen Euro auf 620 Millionen 
Euro gesenkt werden.

Der Gesetzentwurf soll darüber hinaus 
Auswirkungen auf die Zuweisungen 
des Landes an die niedersächsischen 
Kommunen im Rahmen des kommu-
nalen Finanzausgleichs haben. Grund-
sätzlich sieht das Niedersächsische 
Gesetz über den Finanzausgleich vor, 
dass der Gesamtbetrag der Finanz-
zuweisungen des Landes im kom-
munalen Finanzausgleich für jedes 
Haushaltsjahr nach den Ansätzen im 
Landeshaushalt festgesetzt wird. Eine 
˜nderung der Ansätze durch ˜nde-
rung der Haushaltspläne wird für den 
Finanzausgleich des laufenden Jahres 
nicht berücksichtigt. Der Gesetzent-
wurf sieht hingegen vor, dass die Mehr-
einnahmen für das Haushaltsjahr 2012 
aus der aktuellen Steuerschätzung und 
der Förderabgabe abweichend von 
der gesetzlich verzögerten Teilhabe 
bereits im Jahr 2012 im kommunalen 
Finanzausgleich berücksichtigt wer-
den soll. Insoweit soll die Finanzaus-
gleichsmasse des Jahres 2012 noch um 
105 Millionen Euro erhöht werden, die 
ansonsten erst im Rahmen der soge-
nannten Steuerverbundabrechnung 
den Kommunen über den kommu-
nalen Finanzausgleich 2013 zu Gute 
gekommen wären. Hierfür bedarf es 
nach dem Gesetzesbeschluss noch 
einer ˜nderung der den Kommunen 
erteilten Bescheide über den kommu-
nalen Finanzausgleich. Eine Auszah-
lung des Mehrbetrages ist frühestens 
zum Zahlungstermin 20. Dezember 
2012 möglich.

Die Zuweisungen des Landes an die 
Gemeinden (Schlüsselzuweisungen) 
unterliegen bei den Landkreisen 
und der Region Hannover auch der 
Kreis- bzw. Regionsumlage. Diese ist 
für das Jahr 2012 bereits endgültig 
festgesetzt. Durch die nachträgliche 
Erhöhung würde somit grundsätzlich 
auch die Notwendigkeit bestehen, 
noch im laufenden Jahr die Kreis- bzw. 
Regionsumlagebescheide anzupassen. 
Hierfür sieht das Gesetz daher eine 
abweichende Regelung vor. In der 
Gesetzesbegründung heißt es hierzu, 
um die widerspruchs- und spannungs-
freie Berücksichtigung von Mehr- oder 
Mindereinnahmen bei Schlüssel-
zuweisungen auf der Gemeindeebene 
bei der Kreisumlage sicherzustellen, 
würden die aus dem Gesetzentwurf 
resultierenden Veränderungen nicht 
wie üblich den Umlagegrundlagen des 
Jahres, in dem sie tatsächlich an� elen, 
also 2012, zugeordnet, sondern dem 
folgenden Jahr, also 2013. Gemeinden 
und Samtgemeinden sollten darauf mit 
der Bildung höherer Rückstellungen 
reagieren.

Mit dem für das Jahr 2013 vorgesehenen 
Rechtsänderungen geht darüber hinaus 
auch noch eine Erhöhung des kom-
munalen Finanzausgleich im nächsten 
Jahr um 40 Millionen Euro einher. 
Insgesamt dürften damit im nächsten 
rund 3,3 Milliarden Euro zur Verfügung 
stehen. Der Gesetzesbeschluss ist für 
Anfang Dezember geplant.

für Kinder (Tagesbetreuungsaus-
baugesetz, TAG) war im Jahr 2005 
ein bestimmter Ausbaustand für die 
Betreuung für Kinder bis zum dritten 
Lebensjahr im Achten Buch des Sozi-
algesetzbuches (SGB XIII) � dem Kin-
der- und Jugendhilfegesetz (KJHG) 
� verankert worden. 

Worin unterscheiden sich neben der 
medialen Beachtung nun aber das 
TAG und das KiFöG? Es gilt zwei Ebe-
nen zu betrachten, die fachliche und 
die � skalische Seite. 

Zunächst zum Fachlichen: Mit dem 
TAG wurde ein bedarfsorientierter 
Ausbau festgeschrieben. Danach 

Wie es begann

Der Ausbau des Betreuungsange-
botes für Unter-Dreijährige führte in 
Westdeutschland ein Schattendasein. 
Niedersachsen bildete keine Aus-
nahme. Noch im Jahr 2006 betrug die 
Betreuungsquote 5,9 Prozent, dies war 
der zweitschlechteste Wert aller Bun-
desländer. Als Initialzündung für den 
Ausbau der Kindertagesbetreuung 

unter Dreijähriger und dem Rechtsan-
spruch auf einen Betreuungsplatz ab 
dem ersten Lebensjahr wird vielfach 
der Krippengipfel der damaligen Bun-
desfamilienministerin Dr. Ursula von 
der Leyen im Frühjahr 2007 gesehen. 
Rechtlich umgesetzt wurde das poli-
tische Ergebnis des Krippengipfels 
durch das Gesetz zur Förderung von 
Kindern unter drei Jahren in Tages-
einrichtungen und in Tagesp� ege 
(Kinderförderungsgesetz � KiFöG �) 
vom 10. Dezember 2008.

Indes wird häu� g der �Vorläufer� ver-
gessen. Bereits durch das Gesetz zum 
qualitätsorientierten und bedarfsge-
rechten Ausbau der Tagesbetreuung 

Unter Dreijährige: Niedersachsens Weg 
vom Krippengipfel zum Rechtsanspruch für die Kleinsten
Von Prof. Dr. Hubert Meyer* und Ines Henke**

* Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des Nieder-
sächsischen Landkreistages

** Beigeordnete beim Niedersächsischen Land-
kreistag
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Verfassungsrechtslage im Bund und in 
Niedersachsen machte das Wort von 
der Drittel-Finanzierung die Runde: 
Bund, Länder und Kommunen sollten 
die Lasten zu gleichen Anteilen schul-
tern. Konkret untersetzt wurden nur 
die vier Milliarden Euro, die der Bund 
bis zum Jahr 2013 zur Verfügung stellt.

Investitionen

Mathematik nach Länderart beka-
men die Kommunen zunächst bei 
der Umsetzung des Investitionspro-
gramms zu spüren. Der Bund gewährt 
in den Jahren 2008 bis 2013 auf der 
Basis des Art. 104 b Abs. 2 GG Finanz-
hilfen für Investitionen der Länder und 
Gemeinden/Landkreise zu Tagesein-
richtungen und zur Tagesp� ege für 
Kinder unter drei Jahren. Die Mittel 
belaufen sich für diese sechs Jahre auf 
insgesamt 2,15 Milliarden Euro. Sie 
wurden auf die Länder entsprechend 
der Anzahl der Kinder unter drei Jah-
ren aufgeteilt.

Auf der Grundlage der zwischen Bund 
und Ländern abgeschlossenen Verwal-
tungsvereinbarung über das Investiti-
onsprogramm wurde zum Jahresende 
2007 in Niedersachsen eine Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendun-
gen zur Förderung von Investitionen 
(RIK) verabschiedet. Sie sieht im Kern 
für den Neubau von Tageseinrich-
tungen für Kinder unter drei Jahren 
Zuschüsse in Höhe von 13  000 Euro 
je Platz, für einen Erweiterungs- oder 
Umwandlungsbau 5 000 Euro je Platz 

sollten für Kinder unter drei Jahren 
Betreuungsplätze vorgehalten wer-
den, wenn ein bestimmter Betreu-
ungsbedarf entsteht. Die individuelle 
Bedarfssituation der Erziehungsbe-
rechtigten war an eine Erwerbstätig-
keit, der Teilnahme an einer beru� i-
chen Bildungsmaßnahme oder an eine 
Schulausbildung bzw. Hochschulaus-
bildung geknüpft. Gleichzeitig sollten 
insbesondere die Kinder berücksich-
tigt werden, deren ausreichende För-
derung in der Familie nicht gesichert 
werden kann.

Das KiFöG hingegen konkretisierte 
den Rechtsanspruch in der Weise, 
dass ab dem 1. August 2013 ab Voll-
endung des ersten Lebensjahres bis 
zum dritten Lebensjahr Anspruch auf 
eine bedarfsgerechte und somit ggf. 
zeitlich umfassende Kindertages-
betreuung besteht. Für die Zeit bis 
zum ersten Lebensjahr wurden die 
Regelungen des TAG in erweiterter 
Form beibehalten und sichern den 
Erziehungsberechtigten folglich einen 
Betreuungsplatz beim Vorliegen eines 
persönlichen Betreuungsbedarfes, der 
auch in der besonderen Fördernot-
wendigkeit des Kindes begründet sein 
kann. 

Auch � skalisch gilt es zunächst die 
Entstehungsgeschichte des TAG in 
Erinnerung zu rufen, das Teil der 
Agenda 2010 der seinerzeitigen rot-
grünen Bundesregierung gewesen 
ist. Zur Finanzierung der mit dem 
TAG angestrebten 230 000 neuen 
Betreuungsplätze für Kinder unter 
drei Jahren sollten die Einsparun-
gen aus der Zusammenführung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe dienen, 
die ebenfalls Teil der Agenda 2010 
waren. Den Kommunen wurden sei-
nerzeit jährlich 2,5 Milliarden Euro 
Entlastung versprochen. Hiervon 
mussten 1,5 Milliarden Euro sogleich 
wieder für die neuen Krippenplätze 
eingesetzt werden. Das Ergebnis war 
ernüchternd: Die Zusammenführung 
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe 
brachte statt der versprochenen Ent-
lastung eine Mehrbelastung für die 
Kommunen. Die Kosten des TAG in 
Höhe von 1,5 Milliarden Euro jährlich 
entstanden somit zusätzlich � und ein 
angemessener Kostenausgleich für 
die Ausführung von Bundesgesetzen 
durch die Länder war seinerzeit noch 
nicht in der Niedersächsischen Verfas-
sung verankert.

Der mit dem Krippengipfel zwi-
schen Bund und Ländern verein-
barte Ausbau weiterer 230 000 neuer 

Betreuungsplätze fand hingegen vor 
einem anderen Horizont statt. Seit dem 
1. September 2006 gilt die erste Stufe 
der Föderalismusreform. Der Bund 
darf den Kommunen keine Aufga-
ben mehr übertragen. Damit stehen 
die Länder im Rahmen der landes-
rechtlichen Konnexitätsregelungen 
in der P� icht, den Kommunen die für 
den Vollzug des KiFöG notwendigen 
� nanziellen Mittel zur Verfügung 
zu stellen. In Niedersachsen war 
ein striktes Konnexitätsprinzip zum 
1. Januar 2006 in der Niedersächsi-
schen Verfassung verankert worden.

Verhandlungen 
auf Landesebene zum Krippengipfel 

Gleichwohl stand auch Niedersachsen 
vor der Aufgabe, den im Rahmen des 
Krippengipfels im April 2007 zwi-
schen den Ministerpräsidenten der 
Länder mit der Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
beschlossenen Ausbau der Betreu-
ungsplätze für unter Dreijährige bis 
zum Jahr 2013 auf ein bundesweites 
Niveau von durchschnittlich 35 Pro-
zent, die seinerzeit als angenommene 
�Zielmarke� galten, mithin etwa 
750 000 Plätze, umzusetzen.

Der Krippengipfel lieferte die Zahlen 
für die notwendigen Ausgaben. Für 
das notwendige Geld galt dies indes 
leider nur zum Teil. Zwölf Milliarden 
Euro wurden veranschlagt für Inves-
titionen und Betriebskosten bis zum 
Jahr 2013. Ungeachtet der neuen 

Ab Sommer 2013 gilt der Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz für unter Dreijährige. Ein 
Teil der Kinder wird, wie hier im Bild, bei qualifi zierten Tagesmüttern betreut werden.

Foto: NLT
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Standen in den ersten der insgesamt 
fünf Verhandlungsrunden zunächst 
einige inhaltliche Aspekte im Mittel-
punkt, gewannen die Gespräche im 
Herbst 2008 an Dynamik, als es unter 
erheblichem Zeitdruck um handfeste  
� nanzielle Interessen ging.

Relativ geräuschlos verliefen die 
Gespräche zur Finanzierung der Kin-
dertagesp� ege. Hier wurden einver-
nehmlich Platzkosten beginnend von 
6 587 Euro im Jahr 2009 ansteigend 
auf 9 419 Euro im Jahr 2013 veran-
schlagt. Die steigenden Beträge sollen 
insbesondere für die bessere Bezah-
lung, die Krankenversicherung sowie 
die Quali� zierung der Tagesmütter 
und Tagesväter genutzt werden. 
Inzwischen ist allerdings zweifelhaft, 
ob tatsächlich 30 Prozent der in Frage 
kommenden Kinder das Angebot der 
Kindertagesp� ege nutzen werden. 

Wesentlich kontroverser verliefen die 
Gespräche zur Finanzierung der Krip-
penplätze. Von ausschlaggebender 
Bedeutung war und ist, welche Kos-
ten pro Krippenplatz zugrunde gelegt 
werden. Punktuelle Erhebungen 
bei einzelnen Kommunen erbrach-
ten seinerzeit keine schlüssigen 
Ergebnisse. Die kommunalen Spit-
zenverbände forderten daher, eine 
Finanzfolgenabschätzung gemäß der 
gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Landesregierung in Niedersachsen 
vorzunehmen. Diesem Ansatz wurde 
letztlich Rechnung getragen, wobei 
streitige fachliche Einschätzungen 
zwischen der Landesregierung und 
den Kommunen offenblieben. Für 
einen Krippenplatz wurden bei acht-
stündiger Betreuung 12 000 Euro 
zugrunde gelegt. Ausgehend von 
einer derzeit durchschnittlichen 
Inanspruchnahme von ca. sechs Stun-
den wurde eine Teilzeitnutzung von 
20 Prozent mit einem Betrag von 9 600 
Euro für Sechs-Stunden-Betreuung 
angesetzt. Die Zahl von 12 000 Euro 
für eine Acht-Stunden-Betreuung 
lag im Übrigen bereits den Erörte-
rungen im Rahmen des Krippengip-
fels zwischen Bund und Ländern im 
April 2007 zugrunde. Der zunächst 
seitens des Landes unternommene 
Versuch des �Kleinrechnens� dieses 
Betrages gefährdete zwischenzeitlich 
den Abschluss einer Vereinbarung 
zwischen Land und Kommunen. 
Positiv hervorzuheben ist die ver-
einbarte Anpassung der Kosten pro 
Krippenplatz nach dem Lebenshal-
tungskostenindex des Statistischen 
Bundesamtes. Einigkeit bestand von 
Beginn der Gespräche an darüber, 

vor. Den die Verhandlungen führen-
den kommunalen Spitzenverbänden 
war klar, dass dies insbesondere im 
Bereich des Neubaus keine kosten-
deckenden Fördersätze sind. Es galt 
aber, zeitnah  eine Verständigung 
zu  erzielen, um eine zügige Umset-
zung der Bund-Länder-Vereinbarung 
in Niedersachsen zu gewährleisten. 
Faktisch � nanziert die kommunale 
Seite nicht, wie in der Richtlinie 
vorgesehen, fünf Prozent der Inves-
titionskosten, sondern einen deutlich 
darüber hinausgehenden Anteil, 
oftmals jedenfalls ein Drittel der 
Kosten. Angesichts der � ächende-
ckenden Aufbruchstimmung reichen 
die zur Verfügung gestellten Gelder 
des Bundes mit der fünfprozentigen 
Ko� nanzierung des Landes selbst bei 
Erbringen eines hohen kommunalen 
Anteils aber bei weitem nicht aus. Es 
galt daher zu hinterfragen, wie das 
Land Niedersachsen seine �Drittel-
Finanzierung� im Bereich der Investi-
tionen zu erbringen gedachte. Allen an 
den Gesprächen auf Landesebene im 
Herbst 2007 Beteiligten war klar, dass 
der Fünf-Prozent-Ko� nanzierungsan-
teil nicht das letzte Wort sein konnte. 

Aufgrund ständigen politischen 
Drucks hatte der Niedersächsische 
Kultusminister Dr. Bernd Althusmann 
zum Jahresende 2011 eine �Weih-
nachtsüberraschung� bereit gehal-
ten. Das Land beschloss im Zuge des 
Doppelhaushalts 2012/2013, sich mit 
weiteren eigenen Mitteln im Umfang 
von ursprünglich 40 Millionen Euro, 
die im Laufe der parlamentarischen 
Beratungen auf 53 Millionen Euro 
angehoben wurden, in den Jahren 
2012 und 2013 an der Schaffung der 
Betreuungsplätze für Kinder unter 
drei Jahren zu beteiligen. Voraus-
setzung für die Förderung durch die 
neue Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen zum Ausbau der 
Tagesbetreuung für Kinder unter drei 
Jahren (RAT) ist der örtliche Bedarf 
und die Ausschöpfung des örtlichen 
RIK-Budget. Auf das Erreichen eines 
35-prozentigen Betreuungsangebots 
an Plätzen kommt es nicht an.

Die neue Richtlinie war gerade in 
Kraft getreten, da folgte im Sommer 
des Jahres 2012 eine weitere Überra-
schung. Im Zuge der Verständigung 
von Bund und Ländern am 24. Juni 
2012 zum Fiskalvertrag sagte der 
Bund weitere Mittel zum Ausbau 
der Kinderbetreuung zu. Danach sol-
len 30 000 zusätzliche Plätze für die 
öffentlich geförderte Betreuung von 
unter dreijährigen Kindern � nanziert 

und damit das Ausbauziel des KiFöG 
auf 780 000 Plätze erhöht werden. Der 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur innerstaatlichen Umsetzung des 
Fiskalvertrags sieht vor, die Nach-
weis- und Statistikp� ichten deutlich 
zu verschärfen und auszuweiten; ein 
deutliches Indiz dafür, dass der Bund 
den Ländern eher �zähneknirschend� 
nochmals � nanziell entgegengekom-
men ist. Niedersachsen erhält von 
den zusätzlichen Bundesmitteln 54,67 
Millionen Euro. Die Bundesmittel 
stehen allerdings nur Ländern zur 
Verfügung, die bis zum 31. Dezember 
2012 die im Rahmen des Investitions-
programms �Kinderbetreuungs� nan-
zierung� 2008 bis 2013 zur Verfügung 
gestellten Bundesmittel ganz weitge-
hend durch Bewilligungen gebunden 
haben. Bis zu diesem Zeitpunkt nicht 
bewilligte Mittel werden unter den 
anderen Bundesländern umverteilt. 
Der Bund erwartet einen Nachweis 
darüber, dass eine gemeinsame Ko� -
nanzierung der Bundesmittel von 
Land und Kommunen in Höhe von 
mindestens 46 Prozent der investiven 
Gesamtkosten erfolgt. 

Unter Berücksichtigung dieser Rah-
menbedingungen bestand zwischen 
dem Niedersächsischen Kultusminis-
terium und den kommunalen Spit-
zenverbänden in kürzester Zeit und 
völlig geräuschlos Einvernehmen, 
dass es möglichst keine neue Förder-
richtlinie geben soll. Vielmehr sollen 
die Anforderungen in die bestehende 
Landesrichtlinie RAT vom 20. März 
2012 möglichst ohne größere Umstel-
lungen für die kommunale Praxis ein-
gearbeitet werden.

Betriebskosten

Bei den Investitionen handelt es sich 
zwar um bedeutende, aber einmalige 
Ausgaben. Dagegen schlagen sich die 
Betriebskosten der Kindertagesein-
richtungen jährlich in den Haushalten 
nieder. Eine befriedigende Klärung 
dieser Frage ist daher für die kom-
munale Ebene von noch weit höherer 
Relevanz. Der Bedeutung des Themas 
angemessen wurden die Gespräche 
in Niedersachsen seit dem Sommer 
2008 auf hoher politischer Ebene 
geführt. Unter Vorsitz der damaligen 
Kultusministerin, der Beteiligung der 
für die Tagesp� ege verantwortlichen 
damaligen Sozialministerin sowie 
vier Staatssekretären der beteiligten 
Ressorts verhandelten auf kommu-
naler Seite die Präsidenten/Vorsit-
zenden und Geschäftsführer der 
drei kommunalen Spitzenverbände.  



NLT 6/2012 185

Land und Bund

1 Näher und zur Bewertung vgl. Meyer, NLT-Informa-
tion 2008, 219 ff.

2010 eine deutliche Ausbaudynamik 
zu verzeichnen ist. Daher mussten die 
Vereinbarungspartner nach zähem 
Ringen feststellen, dass trotz des Auf-
wands für alle Beteiligten eine erneute 
Revision unumgänglich ist. Was aber 
bedeutet das für die Kommunen, die 
mit Beginn des Kindergartenjahres 
2013 den Rechtsanspruch auf einen 
Betreuungsplatz für alle Kinder ab 
vollendetem 1. Lebensjahr sicherzu-
stellen haben? Darüber konnten die 
drei niedersächsischen Spitzenver-
bände nach mehrmonatigen kontro-
versen Gesprächen schließlich am 
4. Juli 2012 Einigkeit mit dem Nieder-
sächsischen Kultusminister Dr. Bernd 
Althusmann erzielen.

Bis zum Abschluss der für 2013 verab-
redeten neuen Revision halten Land 
und kommunale Spitzenverbände an 
der im Jahr 2008 getroffenen Verein-
barung zur Kostenbeteiligung des 
Landes fest. Für die Übergangszeit 
wird der Landesanteil, der über die 
Gewährung der Finanzhilfe für die 
Personalausgaben in den Krippen zur 
Auszahlung gelangt, von derzeit 43 
Prozent ab 1. Februar 2013 in einem 
Zwischenschritt auf 46 Prozent und 
dann wie seinerzeit vereinbart ab 
1. August 2013 auf 52 Prozent erhöht. 
Die rechtliche Verankerung hat der 
Niedersächsische Landtag bereits am 
7. November 2012 mit dem Gesetz zur 
˜nderung des Gesetzes über Tages-
einrichtungen für Kinder beschlossen. 

Der aktuelle Ausbaustand

Am 6. November 2012 hat das Sta-
tistische Bundesamt (Destatis) die 
aktuellen Ergebnisse zur Betreu-
ungssituation von Kindern zum Stand 
1. März 2012 vorgelegt. Danach ist 
der Zuwachs der Betreuungsquote 
bei den Kindern unter drei Jahren 
in Niedersachsen erneut überdurch-
schnittlich hoch ausgefallen und 
betrug zum Stichtag bereits 22,1 
Prozent. Und die Dynamik beim 
Ausbau der Betreuungsplätze für die 
unter dreijährigen Kinder in Nieder-
sachsen hält an. Allein von März bis 
zum November des Jahres stieg die 
Betreuungsquote von 22,1 Prozent  
auf rund 28 Prozent an.2 Inzwischen 
sind landesseitig 97 Prozent der Bun-
desmittel im RIK-Programm bewilligt 
worden. Niedersachsen wird damit 
in jedem Fall von den zusätzlichen 
Bundesmitteln pro� tieren. Die dazu 

Elternbeiträge für Krippenplätze und 
für die Kindertagesp� ege gleicher-
maßen einzuplanen. Auf Wunsch des 
Landes wurde letztlich eine Rege-
lung vereinbart, wonach Land und 
Kommunen für die Berechnung der 
Elternbeiträge 25 Prozent der Kosten 
�unterstellen�. Da die Festsetzung 
der Elternbeiträge gleichwohl den 
Kommunen überlassen blieb, müssen 
sie sich ihre Entscheidung sorgfältig 
überlegen. Jede Abweichung nach 
unten zugunsten der Eltern von den 
unterstellten 25 Prozent geht voll zu 
Lasten der kommunalen Ebene, denn 
die Landeszuschüsse sind auf feste 
Beträge � xiert.

˜ußerst kontrovers verlief schließ-
lich die Diskussion zur Verteilung 
der Betriebskosten nach Abzug des 
Elternanteils zwischen Land und 
Kommunen. Kompliziert wurde 
die Lage durch die bereits vor Ein-
führung  des Konnexitätsprinzips 
begründete Rechtsp� icht der Kom-
munen, nach dem TAG bis zum Jahr 
2010 ein Betreuungsniveau von 17,5 
Prozent vorzuhalten. Dem waren die 
niedersächsischen Kommunen mit 6,9 
Prozent im Jahre 2007 bis dahin nicht 
hinreichend nachgekommen. Die 
Niedersächsische Landesregierung 
wiederum hat nachhaltig Wert darauf 
gelegt, eine kommunale Mit� nan-
zierung an den Betriebskosten nicht 
nur bis zu dem beim Krippengipfel 
vereinbarten Ausbauniveau von 35 
Prozent landesweit, sondern even-
tuell auch darüber hinausgehend 
sicherzustellen. Vor dem Hintergrund 
dieser komplizierten (verfassungs)
rechtlichen Lage war ein politischer 
Kompromiss notwendig. Im Ergeb-
nis konnte erreicht werden, dass die 
Kommunen ab dem 1. August 2013 
(�nur�) ein Drittel der verbleibenden 
zusätzlichen Kosten tragen. Im Hin-
blick auf die bereits begründeten, 
aber noch nicht erfüllten Rechts-
p� ichten fällt der kommunale Anteil 
zuvor höher aus.

Zur Komplexität der Situation trug 
der äußerst unterschiedliche Stand 
des Aufbaus eines Betreuungsange-
botes im Land Niedersachsen bei. 
Alle zuvor geschilderten Regelungen 
betrafen nur die zusätzlichen, ab 
dem 18. Oktober 2007 geschaffenen 
Plätze. Es wäre aber interkommunal 
nicht  zu vertreten  gewesen, die pro-
zentual höhere staatliche Bezuschus-
sung nur den bisher �säumigen� 
Kommunen zu� ießen zu lassen, die 
bereits ein Betreuungsangebot vor-
haltenden Kommunen aber auf den 

bereits in der Vergangenheit gewähr-
ten 20-prozentigen Personalkosten-
zuschuss des Landes zu verweisen. Es 
bestand daher alsbald Einvernehmen, 
beide Fallkonstellationen � nanziell 
gleich zu behandeln. Dies bedeutet 
im Ergebnis eine rechnerische Ver-
ringerung der Zuschüsse für die neu 
entstehenden Plätze und verkompli-
ziert die technische Umsetzung des 
zur Auszahlung gelangenden Betra-
ges. Hierfür wurde der pragmatische 
Weg über eine Anpassung des Per-
sonalkostenzuschusses des Landes 
gewählt. 

Alle Parameter der Vereinbarung 
standen unter dem Vorbehalt einer 
Revision im Jahre 2011. Dies betraf 
insbesondere die Kosten pro Krip-
penplatz. Aus kommunaler Sicht 
kam daher einer realitätsgerechten, 
vollständigen Ermittlung sämtlicher 
direkten und indirekten Betriebs-
kosten in den Jahren 2009 und 2010 
maßgebliche Bedeutung zu.

Zwischenfazit: Die Erklärung der Nie-
dersächsischen Landesregierung und 
der Arbeitsgemeinschaft der kommu-
nalen Spitzenverbände Niedersach-
sens vom 21. Oktober 2008 war die 
erste gemeinsame �Vereinbarung� 
dieser Art bundesweit. Sie stellte 
einen Meilenstein für die Kleinkin-
derbetreuung in Niedersachsen dar. 
Es war allen Beteiligten bewusst, dass 
� bevor weitere inhaltlich und fachlich 
sicher wünschenswerte qualitative 
Verbesserungen des Betreuungsange-
botes diskutiert werden können � sich 
die Anstrengungen der kommenden 
Jahre auf die quantitative Schaffung 
eines � ächendeckenden Angebotes 
konzentrieren mussten.1 

Revision 2011 und politische 
Verständigung im Sommer 2012

Wie vereinbart wurde im Jahr 2011 
eine Erhebung der Kosten für die 
Krippengruppen in den niedersäch-
sischen Kindertageseinrichtungen 
auf der Grundlage der für 2009 und 
2010 entstandenen Aufwendungen 
durchgeführt. Die Auswertung des 
umfangreichen Zahlenmaterials ließ 
jedoch keine valideren Aussagen 
über die Kostenentwicklung der 
Krippenplätze zu. Hinzu kam, dass 
der Ausbau nicht wie zunächst ange-
nommen gleichmäßig aufwachsend 
erfolgte, sondern erst seit dem Jahr 

2 Vgl. dazu Pressemitteilung des Niedersächsischen 
Kultusministeriums vom 6. November 2012.
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angepasste Förderrichtlinie RAT ist 
bereits am 21. November 2012 im 
Niedersächsischen Ministerialblatt 
veröffentlicht worden.

Ausblick

Hält die Ausbaudynamik in dem 
Umfang der zurückliegenden Monate 
an, dürfte zum 1. August 2013 das 
ursprünglich als äußerst ehrgeizig 
eingeschätzte Ziel einer landes-
durchschnittlichen Versorgungsquote 
von 35 Prozent erreicht werden. Ob 
damit jeweils der Rechtsanspruch 
vor Ort abgedeckt ist, ist eine andere 

3 Vgl. Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 7. No-
vember 2012, S. 2.

Frage. Voraussichtlich wird jedenfalls 
übergangsweise in dem einen oder 
anderen Fall auf eine Betreuung in 
der Tagesp� ege verwiesen werden 
müssen. Gleichwohl bleibt festzustel-
len, dass Bund, Land, insbesondere 
aber auch die Gemeinden, Städte und 
Landkreise gemeinsam eine enorme 
Kraftanstrengung unternehmen, 
nunmehr ein ausreichendes Betreu-
ungsangebot vor Ort für die Kleinsten 
sicherzustellen. Es gehört zu der Iro-
nie unserer Medienwelt, wenn nach 
Jahren der Lethargie die nun wirk-
lich beachtliche Zwischenbilanz im 
November 2012 unter der Überschrift 

�Die Pleite� kommentiert wird.3 Wie 
genau die Situation sich im Sommer 
2013 darstellen wird, lässt sich nicht 
abschließend prognostizieren. Eines 
aber steht fest: In Niedersachsen wird 
es ein Betreuungsangebot geben, dass 
noch vor wenigen Jahren für illuso-
risch gehalten wurde. Und dies nicht 
nur in städtischen Zentren, sondern 
� ächendeckend. Staat und Kommu-
nen haben gemeinsam in die Zukunft 
investiert!

hierdurch ebenfalls ermöglicht. 
Zugleich übernimmt das FIS eine 
unterstützende Funktion bei der 
Umsetzung des zum 1. Januar 2012 
in Kraft getretenen Bundeskinder-
schutzgesetz, mit dem in § 3 Absatz 
1 des Gesetzes zur Kooperation und 
Information im Kinderschutz (KKG) 
eine gegenseitige Information über 
das jeweilige Angebots- und Aufga-
benspektrum gefordert wird. Es ist 
auch eine Nutzung der Datenbank 
für Fachkräfte und Bürgerinnen und 
Bürger vorgesehen. 

Aus Sicht des Niedersächsischen 
Landkreistages stellt das FIS ein 
geeignetes Instrument dar, um 
die Angebotsstruktur der Frühen 
Hilfen niedersachsenweit abzubil-
den. Für eine lückenlose Gesamt-
übersicht setzt dies eine flächen-
deckende Beteiligung aller örtlichen 
und freien Träger der Jugendhilfe 
voraus. Der NLT empfiehlt daher 
allen örtlichen Trägern der Jugend-
hilfe, sich an dem FIS zu beteiligen. 
Eine Erweiterung der Anbieter- 
und Angebotsdatenbank auf die 
übrigen Bereiche der Kinder- und 
Jugendhilfe erachtet er als wün-
schenswert. 

Das Land Niedersachsen, der Landesbei-
rat für Kinder- und Jugendhilfe und die 
kommunalen Spitzenverbänden haben 
im Jahr 2010 vereinbart, in Niedersach-
sen eine Landesjugendhilfeplanung 
einzuführen.1 In der Abstimmungskon-
ferenz, die neben der Planung über die 
Schwerpunktberichte unter anderem 
auch für die Inhalte von Datenban-
ken verantwortlich ist, wurde bereits 
im September 2010 verabredet, den 
Bereich der Frühen Hilfen in den Fokus 
zu nehmen. Anlass war die landesweit 
sehr unterschiedliche Entwicklung der 
Angebote der Frühen Hilfen, die auf 
die verschiedenen Arbeitsansätze bei 
den örtlichen Trägern der Jugendhilfe 
und den Hilfeformen zurückzuführen 
ist. Darüber hinaus werden Frühe Hil-
fen überwiegend von freien Trägern 
der Kinder- und Jugendhilfe angeboten 
und/oder durch ehrenamtliche Arbeit 
unterstützt. Um einen Gesamtüberblick 
über die bereits bestehenden Angebote 
der Frühen Hilfen zu erhalten, sprach 
sich die Abstimmungskonferenz dafür 
aus, diese in einer landesweiten Daten-
bank zusammenzuführen. 

Daraufhin initiierte das Nieder-
sächsische Sozialministerium ab 
Januar 2011 ein Modellprojekt, an 
dem sich einige örtliche und freie 
Träger der Jugendhilfe beteiligten. 
Die Gesellschaft für Beratung und 
soziale Innovation und Informa-
tionstechnologie (GEBIT), Münster, 
wurde beauftragt, die Entwicklung 
und Umsetzung des Fachinforma-
tionssystems wissenschaftlich zu 
begleiten. Die Laufzeit des Projekts 
war zunächst bis Ende 2012 vorge-
sehen, konnte jedoch aufgrund der 
positiven Erkenntnisse vorzeitig 
abgeschlossen werden. 

Mit dem Fachinformationssystem 
Frühe Hilfen (FIS) werden die Ange-
bote nach Art und Verteilung in Nie-
dersachsen dargestellt. Diese Infor-
mationen können von den örtlichen 
Trägern der Jugendhilfe als Auswah-
linstrument oder für planerische Zwe-
cke vor Ort genutzt werden. Weiterge-
hende Auswertungen und Analysen 
im Kontext der Integrierten Berichter-
stattung Niedersachsen (IBN)2 werden 

NLT unterstützt den Aufbau des Fachinformationssystems Frühe Hilfen

1 Siehe NLT-Information 5/2012, Seite 182. 2 Wegen näherer Einzelheiten zur Integrierten Be-
richterstattung Niedersachsen wird auf den Beitrag 
NLT-Information 4/2008, Seite 184, verwiesen. 

Städte- und Gemeindebund, dem 
Landkreis Osterholz und dem Breit-
band Kompetenz Zentrum Nieder-
sachsen) durchgeführte Veranstal-
tung hatte das Ziel, die strategischen 
Aspekte für eine zukünftige Breit-
bandstrategie Niedersachsen zu 

Am 15. Oktober 2012 hat unter dem 
Thema �Wachstum durch Hoch-
geschwindigkeitsnetze � Strategie 
und Umsetzung� der 4. Breitband-
tag Niedersachsen stattgefunden. 
Diese von der Breitbandinitiative 
Niedersachsen (bestehend aus den 

Niedersächsischen Ministerien für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr sowie 
für Ernährung, Landwirtschaft, Ver-
braucherschutz und Landesentwick-
lung, dem Niedersächsischen Land-
kreistag, dem Niedersächsischen 
Städtetag, dem Niedersächsischen 

4. Breitbandtag Niedersachsen
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verdeutlichen und auf die Möglich-
keiten der � ächendeckenden Etab-
lierung von Hochgeschwindigkeits-
Breitbandnetzen einzugehen.

Nach der Begrüßung durch den Oster-
holzer Landrat Dr. Jörg Mielke eröff-
nete für die niedersächsische Lan-
desregierung Raumordnungs- und 
Landesentwicklungsminister Gert 
Lindemann das Konferenzprogramm. 
Der Minister stellte einleitend fest, 
dass der derzeitige Breitbandausbau 
in Niedersachsen � ächendeckend 
lediglich die Grundversorgung der 
Bevölkerung ermögliche. Nunmehr 
müsse aber in einer zweiten Stufe der 
Hochgeschwindigkeitsausbau mit der 
Zielsetzung der Stärkung des ländli-
chen Raumes weiter vorangetrieben 
werden. Nur so könnten die ehrgeizi-
gen Ziele, die sowohl die Europäische 
Union (schnelle und ultraschnelle 
Breitbanddienste bis 2020 für alle 
EU-Bürger, d.h. 30 MBit/s für alle 
europäischen Haushalte) als auch die 
Bundesregierung (bis 2014 für 75 % 
der bundesdeutschen Haushalte bzw. 
bis 2018 eine � ächendeckende Ver-
fügbarkeit mit mindestens 50 MBit/s) 
ausgegeben haben, erreicht werden. 
Neue Infrastrukturen für ein wettbe-
werbsfähiges Hochgeschwindigkeits-
netz würden aber ein Flächenland wie 
Niedersachsen vor eine besondere 
Herausforderung stellen, weil hohen 
Investitionskosten nur eine geringe 
Nachfrage und damit eine mangelnde 
Wirtschaftlichkeit gegenübersteht. 
Das Land halte deshalb eine sektor- 
und branchenübergreifende Koope-
ration für unabdingbar.

Allerdings hätten die letzten Jahre 
die Schwierigkeiten bei der Umset-
zung reiner Marktlösungen im länd-
lichen Raum klar verdeutlicht. Hoch-
geschwindigkeitsnetze im ländlichen 
Raum würden daher ohne Unterstüt-
zung durch die öffentliche Hand kaum 
zu realisieren sein. Dazu gehörten 
z. B. auch Synergien aus bestehenden 
Infrastrukturen oder Angebote von 
langfristigen Krediten. Der Minister 
unterstrich, dass für den Ausbau der 
Breitbandinfrastruktur mit der Ziel-
richtung des Angebots von Hochge-
schwindigkeitsnetzen Mittel der EU 
und des Bundes benötigt werden. 
Er stellte sodann die Eckpunkte der 
geplanten niedersächsischen Landes-
strategie �Next Generation Access 
(NGA) � Hochgeschwindigkeits-
Breitbandnetze für Niedersachsen 
2014 bis 2020� vor. Diese zukünftige 
Landesbreitbandstrategie werde fol-
gende Eckpunkte beinhalten:

�  eine landesweite Rahmenregelung, 
die es den kommunalen Gebiets-
körperschaften erlaube, mit eigenen 
Mitteln NGA-Netze zu erschließen;

� Förderprogramme unter Berück-
sichtigung der nationalen und euro-
päischen Breitbandziele sowie die 
Finanzierung aus Mitteln der EU, 
des Bundes, des Landes und der 
kommunalen Gebietskörperschaf-
ten;

� die dafür erforderlichen Noti� zie-
rungsverfahren bei der Europäi-
schen Kommission in enger Abstim-
mung mit dem Bundesministerium 
für Wirtschaft;

� die Anpassung der zukünftigen 
Ausrichtung des Breitband Kompe-
tenz Zentrums Niedersachsen (BKN) 
an die neue Landesstrategie und die 
Sicherstellung der Finanzierung des 
BKN aus EU- und Landesmitteln bis 
2020.

Bei allen Anstrengungen der Länder 
sei aber auch der Bund in der P� icht, 
hierzu seinen Anteil zu erbringen. Das 
Land Niedersachsen halte insofern 
eine gemeinsame NGA-Strategie des 
Bundes und der Länder für dringend 
erforderlich. Diese Strategie müsse 
neben der Unterstützung der Markt-
kräfte und der Formulierung von Zielen 
auch eine Roadmap enthalten, die u.a. 
Antworten darauf gebe, wie die 20 % 
der Bevölkerung, die auf zwei Dritteln 
der Fläche mit einer geringeren Bevöl-
kerungsdichte lebe, mit NGA-Netzen 
versorgt werden sollten. Außerdem 
forderte der Minister den Bund auf, 
ein speziell auf die Unterstützung 
von Hochgeschwindigkeitsnetzen aus-
gerichtetes Förderprogramm aufzu-

legen und es � nanziell angemessen 
auszustatten. Sollte die Bereitstellung 
� nanzieller Mittel allerdings scheitern, 
müssten die Breitbandziele bezüg-
lich eines Ausbaus von mindestens 
50 Mbit/s im ländlichen Raum korrigiert 
werden. Darüber hinaus sah Minister 
Lindemann eine Initiative des Bundes 
bei der EU-Kommission als erforderlich 
an, damit deren neue Breitbandleitli-
nien einen effektiven Beitrag zum Auf-
bau von Hochgeschwindigkeitsnetzen 
leisten und nicht durch einschränkende 
oder verschärfende Vorgaben den Aus-
bau von NGA-Netzen im ländlichen 
Raum verhindern.

Die Sicht der kommunalen Spitzenver-
bände zum derzeitigen Sachstand des 
Breitbandausbaus sowie zur zukünfti-
gen Breitbanderschließung insbeson-
dere im ländlichen Raum erläuterte 
danach das Geschäftsführende Vor-
standsmitglied des Niedersächsischen 
Landkreistages, Prof. Dr. Hubert 
Meyer. Er verdeutlichte, dass eine � ä-
chendeckende Versorgung mit Breit-
bandanschlüssen nicht nur ein �nice to 
have�, sondern vielmehr eine Grund-
voraussetzung für eine gleichwertige 
Infrastrukturausstattung in Nieder-
sachsen darstellt. Insofern hätten die 
bisher durch die Förderinstrumente 
Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur 
und Küstenschutz (GAK), das Konjunk-
turpaket II, den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) 
sowie die zusätzlich bereit gestellten 
kommunalen Mittel ihre Wirkung ent-
faltet und dafür gesorgt, dass im Sep-
tember 2012 zumindest im Bereich der 
Breitbandgrundversorgung mit einer 
Geschwindigkeit bis zu zwei Megabit 

Blick ins Auditorium beim 4. Breitbandtag mit (vordere Reihe, v.l.n.r.) dem Geschäftsführer 
des Breitband Kompetenz Zentrums Niedersachsen, Peer Beyersdorff, Berthold Ernst vom 
Niedersächsischen Städte- und Gemeindebund, NLT-Referent Manfred Malzahn und Land-
rat Jörg Röhmann, Landkreis Wolfenbüttel. Foto: Breitbandkompetenzzentrum
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pro Sekunde die unterversorgte besie-
delte Fläche durch das Breitband Kom-
petenz Zentrum Niedersachsen (BKZN) 
nur noch mit 15 Prozent ausgewiesen 
werde. Unter Berücksichtigung der 
für dieses Marktsegment inzwischen 
vorliegenden Anschlussmöglichkeiten 
über Satellitenzugänge sei zumindest 
für diese Bandbreite die Grundver-
sorgungsmöglichkeit als weitgehend 
sichergestellt anzusehen. Für diese 
bisherigen gemeinsamen Bemühun-
gen sowie die politische Schwerpunkt-
setzung der Verwendung der Mittel 
des Konjunkturpakets II für den Breit-
bandausbau sei der Niedersächsischen 
Landesregierung ausdrücklich zu 
danken. 

Dies dürfe aber nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass bereits bei einer 
Bandbreite von bis zu 16 Megabit pro 
Sekunde in Niedersachsen nach den 
Angaben des BKZN nur noch  ein Ver-
sorgungsgrad der Gebäude von 65 % 
bestehe. Daraus sei klar zu erkennen, 
dass auch außerhalb der Zugangsnetze 
der nächsten Generation noch Hand-
lungsbedarf bei der � ächendeckenden 
Versorgung mit Breitbandanschlüssen 
oberhalb der sog. Grundversorgung 
vorhanden sei. Die derzeitige Ausbau-
Situation mit Breitbandanschlüssen 
über 25 MBit/s (siehe Gra� k Titelbild) 
verdeutliche insofern, welche Anstren-
gungen beim Ausbau der derzeitigen 
Breitbandinfrastruktur zu bewältigen 
seien. Aus der Sicht der kommuna-
len Spitzenverbände sei es in diesem 
Zusammenhang völlig inakzeptabel, 
ein Auseinanderdriften der Zentren 
und des ländlicher strukturierten Rau-
mes zu riskieren, wenn bei dem � ä-
chendeckenden Auf- und Ausbau von 
Hochgeschwindigkeitsnetzen allein 
auf die Gesetze des Marktes vertraut 
würde. Hier müsse vielmehr die Politik 
steuernd eingreifen, damit gleichwer-
tige Angebote unabhängig von der 
jeweiligen Finanzkraft des kommuna-
len Bereiches zur Verfügung gestellt 
werden könnten.

Auch die kommunalen Spitzenver-
bände würden daher die Entwicklung 
einer mit der Breitbandinitiative Nie-
dersachsen abgestimmten niedersäch-
sischen Breitbandstrategie, die insbe-
sondere die im kommunalen Bereich 
vorgesehenen weiteren Ausbaupläne 
unterstützt, ausdrücklich begrüßen. 
Eine � ächendeckende Sicherstellung 
einer breitbandigen Infrastruktur in 
Niedersachsen wird damit aber eben-
falls nicht erreicht werden können. 
Es könne auch nicht hingenommen 
werden, dass nur relativ � nanzstarke 

Kommunen die Infrastruktur der 
Zukunft sichern, andere dies aber 
nicht leisten könnten. Aus Sicht der 
kommunalen Spitzenverbände sei es 
daher unabdingbar, dass sich sowohl 
die Europäische Kommission als auch 
die Bundesregierung sowie die nieder-
sächsische Landesregierung zu ihrer 
Verantwortung für einen � ächende-
ckenden Ausbau von NGA-Netzen 
bekennen und hierfür den Worten 
auch � nanzielle Taten folgen lassen. 
Nur durch gesetzliche Vorgaben für 
die Telekommunikationsunternehmen 
oder die weitere Bereitstellung ent-
sprechender Förderprogramme und 
Fördermittel werde es gelingen kön-
nen, die digitale Spaltung zwischen 
dem ländlichen Raum und den Zentren 
des Landes zu verhindern. Vor dem 
Hintergrund der derzeitigen Debat-
ten zur Strukturförderung ab 2014 ff. 
sprechen sich daher die kommunalen 
Spitzenverbände für eine Aufrechter-
haltung und Weiterentwicklung der 
bisherigen Förderszenarien aus, damit 
ein zeitnaher Ausbau dieser Hochge-
schwindigkeitsnetze � ächendeckend 
sichergestellt werden könne. Die Mit-
tel müssten im Ansatz aber deutlich 
erhöht werden. Die Niedersächsi-
sche Landesregierung habe enorme 
Anstrengungen zum Ausbau der Inf-
rastruktur beispielsweise durch Inves-
tition von rund einer Milliarde Euro in 
die Hafenwirtschaft und den Ausbau 
der Verkehrsadern im Land unter-
nommen. Dies sei uneingeschränkt zu 
begrüßen. Nicht akzeptabel sei aber, 
wenn das Land Niedersachsen aus ver-
schiedenen europäischen Programmen 
für den Breitbandausbau pro Jahr nicht 
mehr Geld zur Verfügung stelle, als der 
Landkreis Rotenburg aus Sorge um die 
Zukunft seiner Bürgerinnen und Bür-
ger in einem eigenen Förderprogramm 
veranschlage.

Im nächsten Vortrag stellte Martin 
Übelhör von der Europäischen Kom-
mission den aktuellen Sachstand bei 
der Vorbereitung des Breitbandpro-
grammes �Connecting Europe Facility 
(CEF)� vor und ergänzte dies mit der 
Darstellung von Finanzierungspro-
grammen für Infrastrukturausbauten 
durch die Europäische Investitions-
bank.

Der letzte Vortrag des Vormittags 
wurde von Landrat Jörg Röhmann zum 
� ächendeckenden Breitbandausbau 
im Landkreis Wolfenbüttel zum Thema 
�Vergabe einer Dienstleistungskon-
zession unter Nutzung der Bundes-
rahmenregelung Leerrohre� gehalten. 
Er erläuterte in seinem Vortrag die 

Beweggründe des Landkreises für 
das besondere Vorgehen bei der 
Breitbanderschließung und zeigte die 
verschiedenen Hürden im Rahmen 
der Umsetzung des Vorhabens auf.

Die Vorträge des Nachmittags stan-
den unter dem Motto �Umsetzung des 
NGA-Ausbaus in Niedersachsen�. 
Dabei wurden zunächst vom Wissen-
schaftlichen Institut für Infrastruktur 
und Kommunikationsdienste die 
Anwendungsfelder und Potenziale 
einer Breitbandversorgung mit hoher 
Bandbreite vorgestellt. Aus Sicht 
des Instituts üben dabei NGA-Netze 
einen nachweisbar positiven Effekt 
auf das Wirtschaftswachstum einer 
Gesellschaft aus.

Danach erläuterte der Geschäftsfüh-
rer des Telekommunikationsanbieters 
htp die dortige Strategie zum Aus-
bau von �weißen Flecken� in nicht 
geförderten Gebieten am Beispiel des 
in der Gemeinde Wedemark durch-
geführten Breitbandausbaus. Positiv 
konnte dabei festgestellt werden, 
dass in allen Ausbauszenarien die 
tatsächliche Anschlussbereitschaft 
höher als die ermittelten Interessen-
bekundungen ausgefallen seien.

Die Möglichkeiten und Grenzen des 
wirtschaftlichen NGA-Ausbaus durch 
die Mitglieder des Verbandes kom-
munaler Unternehmen wurden dann 
durch den Geschäftsführer des VKU 
Bremen / Niedersachsen, Dr. Rein-
hold Kassing, dargestellt. Er betonte 
dabei, dass für den kostenintensiven 
Ausbau einer NGA-Infrastruktur 
durch die Verlegung von Glasfaser-
netzen Investitionssicherheit geschaf-
fen werden müsse, zumal es sich 
hierbei um ein langfristig angelegtes 
Geschäftsmodell handele.

In den letzten beiden Vorträgen stell-
ten schließlich die Deutsche Telekom 
ihre Erfahrungen mit FTTH-Ausbau-
projekten (Glasfaser bis ins Haus) 
sowie die EWE TEL GmbH die NGA-
Ausbauprojekte der Telekommuni-
kationssparte des Energieversorgers 
dar.

Insgesamt ist auf dem Breitbandtag 
die nach wie vor hohe Bedeutung 
eines � ächendeckenden (Hochge-
schwindigkeits-)Breitbandausbaus 
anschaulich verdeutlicht worden. Alle 
Präsentationen des 4. Breitbandtages 
Niedersachsen stehen unter http://
www.breitband-niedersachsen.de/
index.php?id=501 zum Download zur 
Verfügung. 
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Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 
novelliert

Am 14. September 2012 verständigten 
sich die Bundestagsfraktionen von 
CDU/CSU, FDP, SPD und Bündnis 
90/Die Grünen unter Beteiligung von 
Vertretern des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung und vieler Landesministerien 
nach intensiven Verhandlungen seit 
Mai 2012 auf einen Kompromiss zur 
Novellierung des PBefG. Entspre-
chend dem Ergebnis dieser Ver-
handlungen haben die vier Bundes-
tagsfraktionen einen gemeinsamen 
˜nderungsantrag zu dem Gesetz-
entwurf der Bundesregierung in 
den Bundestag eingebracht. Diesem 
˜nderungsantrag folgend wurde die 
Novellierung des PBefG am 27. Sep-
tember 2012 in zweiter und dritter 
Lesung vom Bundestag verabschie-
det. Die Bundesländer haben entspre-
chend der verabredeten Kompromiss-
linie auf ˜nderungsanträge verzichtet 
und der Bundesrat hat dem Gesetz in 
seiner Sitzung am 2. November 2012 
seine Zustimmung gegeben. Damit, 
so scheint es zunächst, sollten die 
jahrelang andauernden Diskussionen 
seit Veröffentlichung der Verordnung 
(EG) 1370/2007 im Dezember 2007 ein 
Ende gefunden haben.

Die wichtigsten Inhalte 
aus kommunaler Sicht

Das Gesetz beinhaltet zum einen die 
Anpassung des deutschen an das seit 
2009 unmittelbar geltende neue euro-
päische Recht für den Personennah-
verkehr. Zum anderen wurden Rege-
lungen  für Fernlinienbusangebote als 
besonderes Anliegen der FDP in das 
Gesetz aufgenommen.

Gem. §. 8 Abs. 4 gilt weiterhin der 
Vorrang eigenwirtschaftlicher Ver-
kehre. Dadurch soll das unternehme-
rische Betätigungsfeld insbesondere 
für das mittelständisch geprägte 
Omnibusgewerbe gesichert werden. 
Das Gesetz sieht die Erteilung einer 
Linienverkehrsgenehmigung für 
eigenwirtschaftliche Verkehre nicht 
als ausschließliches Recht im Sinne 
der EG-VO 1370/2007 an und entzieht 
sie damit der unmittelbaren Ein� uss-
nahme der ÖPNV-Aufgabenträger. In 
der Begründung zu § 8 Abs. 4 wird 
sogar ausdrücklich zwischen einem 
ausschließlichen Recht und dem 
�bisherigen Konkurrenzschutz nach 
§ 13 Abs. 2� unterschieden. Sollte ein 
Gericht die vom Gesetz angenom-
mene Abwehrwirkung der Linien-
genehmigung  als ausschließliches 
Recht interpretieren, wäre eine 
Übereinstimmung mit den Vorga-
ben der verbindlichen EG-VO letzt-
lich nur durch eine Vorlage an den 

Europäisch Gerichtshof zu klären. 
Rechtsicherheit besteht insofern aus 
Sicht der Geschäftsstelle des Nie-
dersächsischen Landkreistages auf 
absehbare Zeit nicht.

Die Genehmigung eigenwirtschaftli-
cher Verkehre kann wie bisher gem. 
§ 13 Abs. 2a Satz 1 versagt werden, 
wenn der beantragte Nahverkehr 
mit dem Nahverkehrsplan nicht in 
Einklang steht. Im neuen § 13 Abs. 
2a Satz 2 wird bestimmt, in welchen 
Fällen die Genehmigung zwingend 
zu versagen ist. Anknüpfungspunkt 
ist die (in ihren Vorgaben auch für 
den ÖPNV-Aufgabenträger verbind-
liche) Vorabbekanntmachung des 
Aufgabenträgers zur beabsichtigten 
Vergabe eines öffentlichen Dienst-
leistungsauftrages im EU-Amtsblatt. 
Darin kann wegen der Anforde-
rungen an den zu vergebenden 
ÖPNV auf den Nahverkehrsplan 
oder andere Dokumente verwiesen 
werden. In den sich anschließen-
den Sätzen 3 bis 6 des § 13 Abs. 2a 
wird davon abweichend festgelegt, 
unter welchen Voraussetzungen die 
Genehmigung trotz Abweichung von 
der Bekanntmachung erteilt werden 
muss. 

Sollte es kein eigenwirtschaftliches 
Angebot geben oder dieses von 
wesentlichen Anforderungen abwei-
chen, kann der Aufgabenträger den * Beigeordneter beim Niedersächsischen Landkreistag

Novellierung des Personenbeförderungsgesetzes:
Neue Rahmenbedingungen für ÖPNV?
Von Manfred Fischer*

Bis 2022 soll der ÖPNV 
barrierefrei sein.

Foto: Nahverkehr 
Hameln-Pyrmont/

Verkehrsgesellschaft 
Hameln-Pyrmont mbH
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für sämtliche Liniengenehmi-
gungen spricht, gleichgültig, ob 
die betreffenden Linienverkehre 
eigenwirtschaftlich oder gemein-
wirtschaftlich bestellt und � nan-
ziert werden. 

� Zur Vergabe von Unteraufträgen, 
wobei für den im wettbewerbli-
chen Vergabeverfahren betrauten 
Auftragnehmer eine Eigener-
bringungsquote von �mindestens 
einem Drittel� der Verkehrsleis-
tung und für den direkt betrauten 
internen Betreiber eine Eigener-
bringungsquote von �mindestens 
zwei Dritteln� der Verkehrsleis-
tung angenommen werden.

� Zu den Voraussetzungen einer 
Direktvergabe an den internen 
Betreiber nach Art. 5 Abs. 2 und 
zu den Direktvergaben nach Art. 5 
Abs. 4 und Abs. 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007.

� Zu den Anforderungen an ein wett-
bewerbliches Vergabeverfahren 
nach Art. 5 Abs. 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007.

� Zur Frage des Ausschlusses einer 
Überkompensation in Fällen eines 
wettbewerblichen Vergabever-
fahrens oder einer Direktvergabe 
sowie zur Frage des �angemesse-
nen Gewinns�.

� Zu den Veröffentlichungs- und 
Transparenzverp� ichtungen.

� Zu den Übergangsbestimmungen in 
Art. 8 der Verordnung, wobei auch 
die Kommission davon auszugehen 
scheint, dass sich die Verp� ichtung 
zur schrittweisen Anwendung von 
Art. 5 der Verordnung (lediglich) 
auf die Verp� ichtung zur Durch-
führung wettbewerblicher Verga-
beverfahren nach Art. 5 Abs. 3 der 
Verordnung bezieht.

Bewertung des Leitlinienentwurfes

Nach Durchsicht des Mitteilungsent-
wurfs ist die Mehrzahl der Ausführun-
gen der Kommission aus kommunaler 
Sicht durchaus zu begrüßen. Das gilt 
namentlich für die Ausführungen 
zum Anwendungsbereich und Gel-
tungsanspruch der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007, die von einer umfas-
senden Anwendung der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 auf sämtliche 
Linienverkehre ausgehen und die 
eine Fortschreibung des bestehenden 
Systems mit seiner Unterscheidung 

Verkehrsauftrag nach der Maßgabe 
der EG-VO Nr. 1370/2007 vergeben 
(§ 8a). In § 8a Abs.3 wird die grund-
sätzliche Befugnis zur Direktvergabe 
an interne Betreiber klargestellt. 

Ergänzt wird die Novelle um eine 
Stärkung des Ziels der Barrierefrei-
heit im Nahverkehrsplan (§ 8 Abs. 1). 
Vom Ziel vollständiger Barrierefrei-
heit darf nach einer Übergangsfrist 
bis 2022 nur in begründeten Ausnah-
mefällen ausgewichen werden. Dies 
soll einerseits dem Recht auf barri-
erefreien Zugang und andererseits 
den hohen Investitionskosten für eine 
barrierefreie Infrastruktur Rechnung 
tragen. Die Regelungsbefugnis für 
die Ausnahmen liegt gem. § 62 Abs. 3 
bei den Ländern.

Die Genehmigung von � exiblen 
Bedienformen, wie Anrufsammel-
taxis, soll erleichtert werden. Nach 
§ 2 Abs. 6  können zukünftig  ohne 
Beschränkung auf besondere Einzel-
fälle Verkehre genehmigt werden, 
die nicht alle Merkmale einer Ver-
kehrsart oder -form erfüllen, soweit 
öffentliche Verkehrsinteressen nicht 
entgegenstehen.

Der Fernbuslinienverkehr ist freige-
geben. Zukünftig sollen überall in 
Deutschland Fernbuslinien möglich 
sein, die untereinander und auch mit 
dem Eisenbahnverkehr konkurrieren 
dürfen. Eisenbahnschutz und damit 
die grundsätzliche Versagung der 
Genehmigung für Fernbuslinien sind 
entfallen. Ein Unterwegsbedienungs-
verbot bei einem Haltestellenabstand 
bis zu 50 Kilometern bei einer Stunde 
Reisezeit soll den öffentlich � nan-
zierten Schienenpersonennahver-
kehr schützen (§ 42a). Damit das neue 
Angebot auch für mobilitätseinge-
schränkte Menschen nutzbar ist, sol-
len nach einer Übergangsfrist bis zum 
31. Dezember 2019 Fernlinienbusse 
barrierefei sein. Neue Fernbusse 
müssen bereits ab dem 1. Januar 
2016 mit mindesten zwei Plätzen für 
Rollstuhlnutzer und den entspre-
chenden Einstiegshilfen ausgestaltet 
werden (§ 42b).

Umsetzung in Niedersachsen

Die Landesnahverkehrsgesellschaft, 
das Niedersächsische Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
(MW), die Verkehrsunternehmens-
verbänden sowie die kommunalen 
Spitzenverbände haben Gespräche 
über eine Anpassung der Verfah-
rensrichtlinie für die Erteilung der 

Linienverkehrsgenehmigungen auf-
genommen. Es dürften sich nur 
geringe Anpassungsnotwendigkeiten 
ergeben.

Interpretierende Leitlinien der Euro-
päischen Kommission zur Umsetzung 
der EG-VO 1370/2007 

Für eine europaweit einheitliche 
Anwendung der EG-VO 1370/2007 
über öffentliche Personenverkehre 
auf Schiene und Straße plant die 
Europäische Kommission den Erlass 
von interpretierenden Leitlinien. Ein 
entsprechender Mitteilungsentwurf 
wurde den europäischen Verbänden 
am 18. Oktober 2012 zur Stellung-
nahme übersandt. Die Kommission 
äußert darin ihre Rechtsauffassung 
zur zentralen Auslegungsfragen der 
EG-VO 1370/2007.

Auch wenn Auslegungsmitteilungen 
der Kommission in ihrer Rechtsnatur 
unverbindlich sind, kommt ihnen für 
die Rechtsanwendung gleichwohl 
erhebliches Gewicht zu, da sie die 
Rechtsauffassung der Europäischen 
Kommission dokumentieren. Insofern 
darf der nunmehr als sogenanntes  
�Non-Paper� vorliegende Leitlinie-
nentwurf der Europäischen Kommis-
sion in seiner Bedeutung nicht unter-
schätzt werden.

Der Leitlinienentwurf äußert sich zu 
folgenden zentralen Auslegungsfra-
gen:

� Reichweite und Geltungsan-
spruch der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007, nicht zuletzt auch im 
Verhältnis zur Vergabekoordinie-
rungsrichtlinie 2004/18/EG und 
zur Sektorenrichtlinie 2004/17/EG.

� Zur De� nition des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags i.S. der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
sowie zum Verhältnis eines sol-
chen öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags zu den sogenannten �all-
gemeinen Vorschriften� i.S. der 
Verordnung.

� Zur De� nition von ausschließli-
chen Rechten, die (nur) im Rahmen 
eines öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags vergeben werden kön-
nen; dabei vertritt die Kommission 
ein weites Begriffsverständnis, das 
sich mit der Rechtsauffassung der 
kommunalen Spitzenverbände 
deckt und speziell in Deutschland 
für eine umfassende Geltung der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
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zwischen eigenwirtschaftlichen und 
gemeinwirtschaftlichen Verkehren � 
wie von Bund und Ländern im Zuge 
der PBefG-Novelle geregelt � europa-
rechtswidrig erscheinen lassen.  

˜ußerst kritisch zu sehen und zurück-
zuweisen ist dagegen die Auffassung 
der Europäischen Kommission, dass 
im Rahmen einer Direktvergabe an 
den internen Betreiber eine Eigen-
erbringungsquote von �mindestens 
zwei Dritteln� der Verkehrsleistung 
erforderlich sein soll. Eine derart 
weitgehende Anforderung, die 
die Möglichkeiten einer Inhouse-
Vergabe in vielen Fällen massiv 
einschränken dürfte, � ndet weder 
im Wortlaut der Verordnung noch im 
allgemeinen europäischen Vergabe-
recht eine Stütze. 

Gesamtbewertung

Auch wenn die Novellierung 
des PBefG erfreulicherweise Ver-
besserungen bezüglich der Ein� uss-
nahme auf die ÖPNV-Angebote über 
die Nahverkehrsplanung sowie eine 
Klarstellung der Zulässigkeit einer 
Direktvergabe an interne Betrei-
ber enthält, bleibt das Gesetz in 
der derzeitigen Fassung weit hinter 
den nach Verabschiedung der EG-VO 
1370/2007 geweckten Erwartun-
gen auf eine umfassende Kompe-
tenz der öffentlichen Aufgaben-
träger zur Steuerung des ÖPNV zurück. 

Der vorliegende Leitlinienentwurf der 
Europäischen Kommission stärkt die 
von den kommunalen Spitzenverbän-
den vertretene Auffassung, dass alle 

Verkehre im ÖPNV nur in Form eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrages 
durch den ÖPNV-Aufgabenträger 
vergeben werden können und deshalb 
generell den Regelungen der EG-VO 
1370/2007 unterliegen. Angesichts 
der nicht ausgeräumten Zweifel an 
der Zulässigkeit einer Unterscheidung 
zwischen genehmigungsrechtlich pri-
vilegierten eigenwirtschaftlichen Ver-
kehren und aus öffentlichen Mitteln 
� nanzierten gemeinwirtschaftlichen 
Verkehren wird letztlich der Europäi-
sche Gerichtshof über die Vereinbar-
keit des neuen PBefG mit der EG-VO 
1370/2007 eine Entscheidung treffen. 
Danach wird nach Auffassung der 
Geschäftsstelle die Diskussion um 
die Rolle der ÖPNV-Aufgabenträger 
nach Maßgabe der EG-VO 1370/2007 
erneut zu führen sein.

der Arbeitsgemeinschaft der Kommu-
nalen Spitzenverbände wurden drei 
Kommunen für ihr herausragendes 
Engagement im kommunalen Klima-
schutz mit dem Titel �Niedersäch-
sische Klimakommune 2012� aus-
gezeichnet. So dürfen sich nunmehr 
die Gemeinde Didderse (Kategorie: 
Kommunen mit weniger als 14 000 
Einwohnern), die Stadt Barsinghausen 
(Kategorie: Kommunen mit 14 000 bis 

Das Projekt �Klimawandel und Kom-
munen� der Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Spitzenverbände mit 
seinen Partnern hat in Kooperation mit 
dem Niedersächsischen Ministerium 
für Umwelt, Energie und Klimaschutz 
auch im Jahr 2012 den Wettbewerb 
�Klima Kommunal� ausgelobt. 

Ziel des Wettbewerbs war es, das 
breite kommunale Handlungsspekt-
rum und die vielfältigen Klimaschutz-
maßnahmen in den niedersächsischen 
Kommunen deutlich zu machen. Die 
eingereichten Wettbewerbsbeiträge 
umfassen das gesamte Spektrum des 
kommunalen Klimaschutzes � vom 
Ausbau der erneuerbaren Energien 
über das Energiemanagement der 
eigenen Liegenschaften und die Sied-
lungsentwicklung bis hin zu Themen 
wie klimafreundliche Mobilität und 
Umweltbildung. Die Resonanz war mit 
38 Beiträgen auch in diesem Jahr wie-
der erfreulich, so die Fachjury. Diese 
hat über die Vergabe des Gesamtpreis-
geldes in Höhe von 100 000 Euro an 
insgesamt 19 Kommunen entschieden. 

Vor der Preisübergabe hielt der nati-
onal und international bekannte und 
vielfach ausgezeichnete Klimaforscher 
Prof. Dr. Mojib Latif vom Helmholtz-
Zentrum für Ozeanforschung Kiel 
einen Festvortrag zum Thema �Ver-
heizen wir unser Klima�, in dem er die 
Notwendigkeit des konsequenten Kli-
maschutzes eindrücklich vermittelte. 
Als Meteorologe, Klimaforscher und 
Hochschullehrer beschäftigt sich Prof. 

Latif mit der Variabilität des Klimas 
in Dekaden oder Jahrhunderten, den 
menschlichen Ein� üssen auf das Klima 
sowie der Erstellung von Klimamodel-
len und -analysen. 

Während der Preisverleihung am 
15. Oktober 2012 im Alten Rathaus 
in Hannover durch Umweltminister 
Dr. Stefan Birkner und NSGB-Präsi-
denten Dr. Marco Trips als Sprecher 

Preisverleihung �Klima Kommunal 2012�

Der Landkreis Aurich hat zahlreiche Einzelmaßnahmen in einem Klimaschutzkonzept ge-
bündelt und wurde dafür als „Niedersächsische Klimakommune 2012“ ausgezeichnet. Land-
rat Harm-Uwe Weber (links) nahm aus den Händen von Umweltminister Dr. Stefan Birkner 
(zweiter von links) das „Preisschild“ entgegen. Ebenfalls auf dem Foto zu sehen sind betei-
ligte Mitarbeiter des Landkreises Aurich und NSGB-Präsident Dr. Marco Trips (dritter von 
rechts) als Vertreter der kommunalen Spitzenverbände. Foto: KuK 
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70 000 Einwohnern) sowie der Land-
kreis Aurich (Kategorie: Kommunen 
mit mehr als 70 000 Einwohnern) nen-
nen. Sie erhielten jeweils ein Preisgeld 
von 20 000 Euro. 

Der Landkreis Aurich hat zur Errei-
chung der Klimaschutzziele eine 
Klimastrategie mit zahlreichen 
Einzelmaßnahmen entwickelt, die 
schrittweise umgesetzt werden. 
Hierzu gehören eine Erhöhung des 
Anteils erneuerbarer Energien sowie 
die Gründung einer Eisenbahninfra-
strukturgesellschaft Aurich-Emden 
mit Wiederbelebung einer stillgeleg-
ten Bahnstrecke. Eine nachhaltige 
Mobilität im Tourismusbereich ist 
durch die Einrichtung eines Urlau-
berbusses, der für einen Euro am 
Tag nutzbar ist, gefördert worden. 
Weiterhin sind das Climate Center 
North als grenzüberschreitende Ener-
gieagentur gegründet sowie ein Ener-
giemanagement eingeführt und ener-
getische Sanierungen durchgeführt 
worden. In den Schulen erfolgt zudem 
eine konsequente Umweltbildung. 

Der Landkreis Aurich ist von der 
Jury für sein sowohl hinsichtlich der 
Zielgruppen als auch hinsichtlich der 
Themenvielfalt beeindruckend breit 
angelegtes Engagement als �Nie-
dersächsische Klimakommune 2012� 
ausgezeichnet worden. Insbesondere 
die Gründung und die umfangreichen 
Aktivitäten des grenzüberschreiten-
den Climate Center North sowie der 
Bereich der klimafreundlichen Mobi-
lität wurden besonders von der Jury 
hervorgehoben. 

Sechs Leuchtturmprojekte sind von 
der Jury zudem für ihren vorbildlichen 
Einsatz im kommunalen Klimaschutz 
mit einem Preisgeld von jeweils 5 000 
Euro bedacht worden. Hierzu gehö-
ren Projekte der Gemeinde Bakum, 
der Stadt Obernkirchen, der Stadt 
Syke, der Stadt Lingen, des Interkom-
munalen Energiesparnetzwerkes der 
Gemeinden Ganderkesee, Lemwer-
der, Dötlingen, Stadt Delmenhorst 
sowie des Landkreises Oldenburg 
und ein Projekt der Energieagentur 
Region Göttingen. Dabei zeigte sich 

auch Umweltminister Dr. Stefan Bir-
kner von der Bandbreite und dem 
Ideenreichtum der eingereichten 
Wettbewerbsbeiträge beeindruckt.

Weiterhin zeichnete die Jury zehn 
Projekte folgender Kommunen mit 
einem Preisgeld von jeweils 1 000 
Euro aus: Gemeinde Rhede (Ems), 
Samtgemeinde Lathen, Gemeinde 
Tostedt, Stadt Langen, Gemeinde 
Uetze, Kooperationsraum Aller-
Leine-Tal, Landkreis Friesland, Stadt 
Göttingen, Landkreis Osnabrück 
sowie Region Hannover. Auch in 
diesen Fällen würdige die Jury den 
besonderen Einsatz der Projektträger 
für den kommunalen Klimaschutz 
sowie die Vorbildfunktion für die Bür-
gerinnen und Bürger.

Eine Kurzinformation zu den Pro-
jekten der Preisträger ist auf der 
Internetseite von �Klimawandel und 
Kommunen� (KuK) zu � nden (www.
kuk-nds.de). Alle Beiträge des Wett-
bewerbs werden außerdem wieder in 
einer Broschüre zusammengestellt. 

Der zweite Hauptpreis, die �Bach-
perle� in der Kategorie �Ehrenamt�, 
wurde mit einem Preisgeld von 
ebenfalls 1 000 Euro an den Fische-
reiverein Colnrade für dessen Pro-
jekt �Renaturierung des Holtorfer 
Baches� verliehen. Beide Bachperlen 
wurden für den Wettbewerb von 
der Werkakademie für Gestaltung 
und Design im Handwerk Niedersach-
sen e. V. entworfen und von der Silber-
schmiedin Maike Dahl aus Hannover 
hergestellt. 

Als weitere Preisträger sind der 
Landkreis Schaumburg, der Unter-
haltungsverband 52 �Mittlere Leine�, 
der Unterhaltungsverband Meiße, 
die Aktion Fischotterschutz e. V., der 
Fischereiverein Delmenhorst e. V. 
sowie der SFV Salzbergen e. V. aus-
gezeichnet worden. Sie erhielten 
jeweils ein Preisgeld von 500 Euro. 
Der Landkreis Schaumburg hat die 
Auszeichnung für das Projekt �Rena-
turierung der Bückeburger Aue im 
Bereich der Stadt Bückeburg� erhal-
ten. Kooperationspartner waren die 
Stadt Bückeburg, der Förderverein 
Bückeburger Niederung sowie der 
Unterhaltungsverband 30 �Bücke-
burger Aue�. Ziel war insbesondere 

Am 8. Oktober 2012 wurden in den 
Räumen der VGH Versicherung die 
Gewinner des zweiten Niedersächsi-
schen Gewässerwettbewerbs �Bach 
im Fluss 2012� ausgezeichnet. Ziel 
des vom Niedersächsischen Ministe-
rium für Umwelt, Energie und Klima-
schutz und der Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände 
Niedersachsens erstmals im Jahre 
2010 ins Leben gerufenen Wettbe-
werbs ist es, die Gewässerentwick-
lung in Niedersachsen zu fördern, 
gelungene Projekte der Fließgewäs-
serentwicklung öffentlich zu präsen-
tieren und die Vorbildfunktion guter 
Projekte zu nutzen. Im Vorfeld hatten 
verschiedene haupt- und ehrenamt-
liche Teilnehmer aus Kommunen, 
Verbänden und Vereinen insgesamt 
27 Beiträge eingereicht, darunter 
auch drei Landkreise. Eine sechsköp-
� ge Expertenjury hat dreizehn in die 
engere Auswahl einbezogene Pro-
jekte in ganz Niedersachsen bereist 
und sich vor Ort über die Maßnah-
men informiert.

Die acht von der Expertenjury auser-
korenen Preisträger sind im Rahmen 
der Preisverleihung von Umwelt-
minister Dr. Stefan Birkner und 

NSGB-Präsident Dr. Marco Trips als 
Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Spitzenverbände beson-
ders gewürdigt worden. 

In der Kategorie �Hauptamt� hat das 
Projekt des Landkreises Lüneburg 
�Ein neues Bett für die Billerbeck� 
die Jury am meisten überzeugt, so 
dass die �Niedersächsische Bach-
perle� in dieser Kategorie sowie 
ein Preisgeld von 1 000 Euro an 
diesen Landkreis gingen. In enger 
Kooperation mit vielen Akteuren, 
Eigentümern und Nutzungsberech-
tigten vor Ort wurden vielfältige und 
ökologisch wirksame Maßnahmen 
verwirklicht, unter anderem die Ent-
wicklung eines strukturdiversen Hei-
debachtyps mit gewässernahen Aue-
bereichen und Teilbep� anzung sowie 
ein innovativer Einbau von schwach 
durchströmbaren Heidefaschinen. Es 
wurden Informationsveranstaltungen 
für die angrenzende Wohnbevölke-
rung durchgeführt, ein Wanderweg 
angelegt und Informationsschilder 
am wiederhergestellten Talrand auf-
gestellt. Das Projekt ist beispielhaft 
für die Umgestaltung vom Graben III. 
Ordnung zu einem funktionierenden 
Fließgewässer. 

Landkreise erfolgreich 
beim Niedersächsischen Gewässerwettbewerb �Bach im Fluss 2012� 
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die Wiederherstellung gewässerna-
her Auebereiche und die Verbesse-
rung der Gewässerstrukturen durch 
Entfernung der Uferrehne, Flächenab-
trag bis zur Mittelwasserhöhe, Einbau 
von Totholz und Kies, Umstellung auf 
beobachtende Gewässerunterhaltung 

Umweltminister Dr. Stefan Birkner 
(rechts) zeichnete den Landkreis 

Lüneburg mit der „Niedersächsischen 
Bachperle“ aus; hintere Reihe, dritter von 

links, Landrat Manfred Nahrstedt.
Foto: KuK

sowie eine Verbesserung des Hoch-
wasserrückhalts.  

In seinem Grußwort ließ Umwelt-
minister Dr. Stefan Birkner zudem 
bereits anklingen, dass das Land 
Niedersachsen im Jahr 2014 die 

dritte Au� age des Niedersächsischen 
Gewässerwettbewerbs initiieren wird, 
um auch zukünftig interessante haupt- 
und ehrenamtliche Projekte, die 
den sinnvollen Einsatz für Gemein-
schaft und Umwelt zeigen, zu unter-
stützen.

Die Niedersächsische Landesre-
gierung hat dem NLT im Rahmen 
der Verbandsanhörung Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu einem 
geplanten Staatsvertrag mit dem 
Bundesland Mecklenburg-Vorpom-
mern über grenzüberschreitende 
interkommunale Zusammenarbeit 
gegeben. �Die Landkreistage in 
Mecklenburg-Vorpommern und in 
Niedersachsen begrüßen den geplan-
ten gemeinsamen Staatsvertrag zur 
interkommunalen Zusammenar-
beit zwischen den Bundesländern 
Mecklenburg-Vorpommern und 
Niedersachsen. Die interkommunale 
Zusammenarbeit stellt gerade unter 
dem Aspekt des demogra� schen 
Wandels eine künftig immer wichti-
ger werdende Handlungsoption zur 
Sicherstellung der Leistungsfähig-
keit von Kommunalverwaltungen 
dar. Daher ist ein Staatsvertrag der 

beiden Bundesländer der richtige 
Weg, um auch die die Landesgrenze 
überschreitende interkommunale 
Zusammenarbeit rechtlich sauber 
zu regeln�, erklärten die Geschäfts-
führenden Vorstandsmitglieder Jan 
Peter Schröder (Landkreistag Meck-
lenburg-Vorpommern) und Prof. Dr. 
Hubert Meyer (Landkreistag Nieder-
sachsen) gemeinsam.

Die Geschäftsführer wiesen aber dar-
auf hin, dass erhebliche Hemmnisse 
für die interkommunale Zusammenar-
beit aktuell nicht im Kommunalrecht, 
sondern in anderen Rechtsbereichen 
drohen würden. So müsse zügig 
geklärt werden, dass die interkom-
munale Zusammenarbeit trotz eines 
Urteils des Bundes� nanzhofs nicht 
der Umsatzsteuerp� icht unterliege. 
Hier seien die Landesregierungen in 
Schwerin und Hannover aufgefordert, 

auf Bundesebene schnellstmöglich für 
eindeutige Klarstellungen im Sinne 
der Kommunen zu sorgen. Ferner 
habe die ˜nderung des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes im April 
2011 für völlig sinnlosen Bürokratie-
aufwand bei den Kommunen gesorgt. 
Auch hier müsse sichergestellt wer-
den, dass interkommunale Zusam-
menarbeit von den Regelungen des 
Gesetzes ausgenommen werde.

�Bereits diese Beispiele zeigen: Bund 
und Länder müssen umgehend die 
aktuellen tatsächlichen bürokrati-
schen Hemmnisse der interkommu-
nalen Zusammenarbeit beseitigen, 
damit die Landkreise die Möglich-
keiten der interkommunalen Zusam-
menarbeit im Interesse der Bürger 
tatsächlich nutzen und Verwaltungs-
kosten reduzieren können�, erklärten 
Schröder und Meyer abschließend.

Staatsvertrag über interkommunale Zusammenarbeit 
mit Mecklenburg Vorpommern: Landkreistage mahnen 
Abbau tatsächlicher Hindernisse an
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Keine Verp� ichtung zur Erstattung von Kosten eines Mitglieds 
der Vertretung für eine presserechtliche Gegendarstellung

In dieser Ausgabe berichten wir 
zusammenfassend über ein noch 
nicht rechtskräftiges Urteil des Ver-
waltungsgerichts Osnabrück zur 
Frage, in welchem Ausmaß eine Ver-
p� ichtung einer Kommune besteht, 
Kosten eines Mitglieds der Vertre-
tung für die Erwirkung einer pres-
serechtlichen Gegendarstellung zu 
übernehmen. 

Das Verwaltungsgericht Osnabrück 
hatte sich in einem Urteil vom 
21. August 2012 (Az.: 1 A 70/12) zur 
entsprechenden Frage der Verp� ich-
tung einer Kommune zur Erstattung 
von Kosten eines Ratsmitglieds für 
die anwaltliche Erwirkung einer 
presserechtliche Gegendarstellung 
beschäftigt. Der amtliche Leitsatz 
des Gerichts lautet: 

„Kosten eines Ratsmitgliedes für eine 
presserechtliche Gegendarstellung 
gegen eine Berichterstattung über 
sein Verhalten in einer Sitzung sind 
nur erstattungsfähig, wenn die Art 
der Berichterstattung geeignet ist, auf 
die Mandatsausübung effektiv einzu-
wirken.“

Im konkreten Fall begehrte der Klä-
ger von der beklagten Kommune die 
Erstattung von außergerichtlichen 
Rechtsanwaltskosten. Eine Zeitung 
hatte im Rahmen des Berichts von 
einer Sitzung des Bauausschusses 
der beklagten Kommune ein Zitat 
des Klägers wiedergegeben und 
dies mit einer nationalsozialistischen 
Geste in Verbindung gebracht. Der 
Kläger machte daraufhin anwalt-
lich vertreten einen Anspruch auf 
eine Gegendarstellung nach § 11 
des Niedersächsischen Pressege-
setzes geltend, einigte sich sodann 
mit dem berichterstattenden Ver-
lag auf eine berichtigende weitere 
Berichterstattung und verfolgte den 

Gegendarstellungsanspruch nicht 
weiter. Für die anwaltlichen Gebüh-
ren in diesem Zusammenhang wandte 
er 1 643,15 Euro auf, die er von 
der Kommune erstattet verlangte. 

Das Gericht prüfte, ob der Kläger 
einen Anspruch gegen die beklagte 
Kommune auf Erstattung dieser 
Aufwendungen hat. Als Anspruchs-
grundlage kommt allein § 39 Abs. 5 
Satz 1 NGO, im NKomVG nun 
§ 44 Abs. 1 Satz 1, in Betracht. Nach 
dieser Norm haben Mitglieder der 
Vertreter Anspruch auf Ersatz ihrer 
Auslagen, einschließlich der Auf-
wendungen für eine Kinderbetreu-
ung und des nachgewiesenen Ver-
dienstausfalls. Der Auslagenbegriff 
des kommunalen Entschädigungs-
rechts könne nach dem Verwaltungs-
gericht aber nicht unbegrenzt gelten. 
Voraussetzung sei zunächst, dass die 
anwaltliche Vertretung durch einen 
vernünftigen Anlass gerechtfertigt 
sei, also nicht mutwillig oder aus 
sachfremden Gründen erfolge. Dar-
über hinaus folgert das Gericht aus 
Wortlaut und Systematik der Norm, 
dass es sich um Auslagen handeln 
muss, die auf Vermögensdisposi-
tionen im Zusammenhang mit der 
Ausübung des öffentlichen Amtes, 
hier also des konkreten kommuna-
len Mandates, abstellen. Eine solche 
Beziehung zwischen Vermögensdis-
position und Amt sei sicherlich dann 
gegeben, wenn Verfahrenskosten 
auf sich genommen werden, um 
organschaftliche Rechte gegenüber 
der Körperschaft geltend zu machen 
oder zu verteidigen. 

Ein Erstattungsanspruch könne sich 
aber auch durch die Wahrnehmung 
von Rechten und Ansprüchen des 
Mandatsträgers in anderen Zusam-
menhängen ergeben. Auch für einen 
mit Dritten geführten Rechtsstreit sei 

daher grundsätzlich ein Erstattungs-
anspruch gegeben, wenn er sich 
hinreichend mandatsbezogen dar-
stellt. Eine solche vergleichbare Ein-
wirkung könne grundsätzlich auch 
in einer Berichterstattung über das 
Verhalten eines Mandatsträgers lie-
gen. Allerdings müsse auch kritische 
Berichterstattung grundsätzlich von 
Jedermann innerhalb der Grenzen 
des absoluten Persönlichkeitsschut-
zes hingenommen werden. Erst wenn 
eine Grenze überschritten sei, die die 
Mandatsausübung, insbesondere des 
Abstimmungsverhaltens des Man-
datsträgers, in einer solchen Weise 
beein� usst, dass diese faktisch nur 
noch von der Berichterstattung moti-
viert ist, überschreitet die Berichter-
stattung eine Grenze, die der Abwehr 
zur Sicherung der freien Mandats-
ausübung bedarf. 

Ausgehend von diesen Grundsätzen 
erkannte das Gericht im konkreten 
Fall, dass die Berichterstattung über 
den Kläger zwar ein schwerer Eingriff 
sei, dieser aber nicht in das Mandat, 
sondern in die Persönlichkeitsrechte 
des Klägers erfolgt sei. Nach den oben 
dargestellten Grundsätzen sei daher 
die Grenze, die die von der Kommune 
erstattungsp� ichtige Inanspruch-
nahme anwaltlichen Beistands aus-
lösen würde, nicht überschritten. Die 
Kommune durfte deshalb zu Recht 
entscheiden, dem Kläger die Erstat-
tung der Anwaltskosten zu versagen.  

Der Urteilstext der Entscheidung ist 
dem Niedersächsischen Landesjus-
tizportal über www.rechtsprechung.
niedersachsen.de � Rechtsprechung 
beispielsweise unter Eingabe des 
Verwaltungsgerichts und des Datums 
abrufbar. Wir weisen ausdrücklich 
darauf hin, dass das Urteil nach Aus-
kunft des Gerichts noch nicht rechts-
kräftig ist. 
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Entscheidungsträgern beschlossen 
werden. Um Ergebnisse von Risiko-
analysen auch zwischen Landkreisen/
kreisfreien Städten vergleichbar zu 
machen, ist eine einheitliche Anwen-
dung der Schadensparameter Vor-
aussetzung. Dies ist auf einer über-
geordneten Ebene festzulegen bzw. 
zu koordinieren. Zum Abschluss der 
Risikoanalyse erfolgt die (unterschied-
liche) Visualisierung des Risikos. Für 
die Facharbeit werden detaillierte Teil-
ergebnisse wiedergegeben, die mög-
licherweise unmittelbare Handlungs-
erfordernisse erkennen lassen. Für die 
politischen Entscheider sind mögli-
cherweise der Vergleich verschiedner 
Risiken und deren Auswirkungen auf 
die Schutzgüter besonders wichtig. Die 
Bevölkerung schließlich benötigt neben 
der Erkenntnis, dass ein Risiko besteht, 
in erster Linie Empfehlungen, wie dem 
möglichen Risiko vorzubeugen ist bzw. 
wie man sich im persönlichen Umfeld 
bestmöglich darauf vorbereiten kann. 

Allerdings gilt in der Risikokommuni-
kation auch die Botschaft, dass Risiken 
nicht komplett vermeidbar sind. Neben 
den Anstrengungen der staatlichen 
sowie privaten Akteure im Bevölke-
rungsschutz sollte aus diesem Grund 
die Sensibilisierung der Bevölkerung 
und die Stärkung der Selbsthilfefä-
higkeiten genereller Bestandteil einer 
konsequenten Risikokommunikation 
sein. 

Die Umsetzung 
der Risikoanalyse in Deutschland

In einem weiteren Vortragsteil ging Dr. 
Walter auf die Umsetzung der Risiko-
analyse in Deutschland auf Bundes- und 
kommunaler Ebene ein.  Risikoanalyse 
als Grundlage für alle Planungen und 
Maßnahmen im Bevölkerungsschutz 
sei auf allen administrativen Ebenen 
ein gemeinsames Ziel. Derzeit würden 
fünf Pilotprojekte in den Ländern unter 
Beteiligung des Bundes durchgeführt. 
Eines davon � ndet in der Region Han-
nover statt. Das BBK nehme dabei die 
Rolle eines Beraters ein. Für das Jahr 
2013 seien auf Basis der Pilotprojekte 
aktualisierte Verfahrensbeschreibun-
gen für die Landkreise als Grundlage 
geplant. Ebenfalls sei das BBK derzeit 
dabei, eine Softwareausschreibung für 
ein Webtool (�IT-gestützte Risikoana-
lyse�) vorzubereiten. Ein Leitfaden 
mit Hintergrundinformationen z. B. 
zu Gefahren und Szenarien soll die 

Am 17. September 2012 fand beim 
Niedersächsischen Landkreistag eine 
Fachtagung zum Katastrophenschutz 
statt, an der 50 Vertreterinnen und 
Vertreter aus 26 niedersächsischen 
Landkreisen und der Region Hanno-
ver teilgenommen haben. Der Fokus 
lag auf der Methode zur Risikoanalyse 
im Bevölkerungsschutz. Dr. Andre 
Walter vom Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK) und Ruud Houdijk von den 
Sicherheitsregionen aus den Nieder-
landen referierten. 

Die Risikoanalyse und ihre Funktion

Die Risikoanalyse wurde von Dr. 
Walter als ein Instrument einer umfas-
senden Risiko- und Krisenmanage-
mentstrategie dargestellt, die in der 
Kreisverwaltung im Alltagsbetrieb 
schon umgesetzt wird. Das Instrument 
selber ist ein Prozess zur Etablierung 
einer einheitlichen und somit ver-
gleichbaren Systematik, der zugleich 
dem Aufbau angemessener und funk-
tionsfähiger Strukturen dienen könne.

Die Risikoanalyse bezieht sich immer 
auf ein Gebiet, wie zum Beispiel das 
eines Landkreises oder einer kreis-
freien Stadt. Für dieses Bezugsgebiet 
wird ermittelt, mit welchem Schaden-
sausmaß bei Eintritt unterschiedlicher 
Gefahren zu rechnen sei. Die Gefah-
ren werden dabei in Form realistischer 
Ereignisabläufe (Szenarien wie zum 
Beispiel ein Wintersturm) beschrie-
ben. Dabei werden Schutzgüter aus 
dem Bereich Mensch, Umwelt, Volks-
wirtschaft, kritischer Infrastruktur/
Versorgung und immaterielle Güter 
berücksichtigt. Das mögliche Scha-
densausmaß wird in Bezug zu einer 
Eintrittswahrscheinlichkeit gesetzt. 
Daraus entsteht eine vergleichende 
Darstellung unterschiedlicher Risiken 
als Grundlage für Entscheidungen im 
Risiko- und Krisenmanagement. 

Eine Vielzahl der für die Risikoanalyse 
benötigten Informationen ist bereits 
in den Kreisverwaltungen verfügbar. 
Diese müssten zusammengeführt und 
bewertet werden. Dies kann einen 
gewissen Aufwand bedeuten, da in 
manchen Fällen die über die Daten 
verfügenden Stellen erst identi� ziert 
werden müssen. 

Auf Basis dieser vorhandenen Infor-
mationen kann ein Gefährdungskata-
log erstellt werden. Darin erfolgt die 
Sammlung von Gefahrenarten, die 
im jeweiligen Zuständigkeitsbereich 
als relevant angesehen werden. Die 
Sammlung speist sich sowohl aus der 
Betrachtung zurückliegender Ereig-
nisse als auch durch die Ermittlung 
möglicher künftiger Ereignisse (�Hori-
zon Scanning � Was könnte bei uns 
passieren?�). Wichtig dabei seien die 
umfassende Einbindung von Experten 
und die Identi� kation der Akteure, 
die einen inhaltlichen Beitrag dazu 
leisten können. Wünschenswert sei 
eine  kontinuierliche Weiterentwick-
lung des Gefährdungskataloges, so 
Dr. Walter. Von daher plädiere das 
BBK dafür, diesen Prozess regelmäßig 
zu durchlaufen.  Für die identi� zierten 
Gefahren sollte unter Federführung 
der politisch Verantwortlichen eine 
Bearbeitungsreihenfolge festgelegt 
werden. Im weiteren Verlauf des Pro-
zesses würden dann für die einzelnen 
Gefahren Szenarien entwickelt.

Risikoanalyse 
als Entscheidungsgrundlage

Bereits durch die Entwicklung der 
Szenarien wird im Zusammenhang 
mit der Risikoanalyse eine Entschei-
dungsgrundlage gebildet. Für die hier 
beschriebenen � ktiven Ereignisabläufe 
werden die Auswirkungen auf die 
betroffenen Schutzgüter ermittelt. Bei 
der Bestimmung des Schadensausma-
ßes steht hierbei das Vorausdenken von 
Schäden im Vordergrund, die durch 
Ereignisse konkreter Ausprägung (fest-
gelegt durch die Eintrittswahrschein-
lichkeit) auftreten könnten. Wichtig 
ist hierbei wiederum das Hinzuziehen 
der benötigten Fach-experten für eine 
möglichst realistische Schadensein-
schätzung. Ebenfalls unerlässlich ist 
eine lückenlose Dokumentation des 
Verfahrens, da nur so ein Nachweis 
über das Zustandekommen der Ergeb-
nisse geführt werden kann. Somit 
bekommen die Ergebnisse sowohl 
einen belastbaren als auch nachvoll-
ziehbaren Charakter. 

Um alle relevanten Gefahren mitein-
ander vergleichen zu können, müssen 
die verwendeten Szenarien mit den 
jeweils gleichen Maßstäben erstellt 
und bewertet werden. Schadenspa-
rameter sind lokal festzulegen und 
sollen in der Regel von politischen 

Risikoanalyse im Fokus der Fachtagung für den Katastrophenschutz
Von Guido Schröder*

* Verwaltungsoberamtsrat beim Niedersächsischen 
Landkreistag
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Analysten durch das Verfahren füh-
ren. Dieses Webtool solle kosten- und 
lizenzfrei an alle Nutzer abgegeben 
werden. 

Fallstudie aus den Niederlanden

Ruud Houdijk von den Sicherheits-
regionen brachte seine praktische 
Erfahrung mit Risikoanalysen in den 
Niederlanden in die Fachtagung ein. 
Er hat am Projekt �Mitigating Spatial 
Relevant Risks in European Regions 
and Towns (MiSRaR)� Vergleiche 

aus anderen EU-Ländern gesammelt. 
Die zwölf Provinzen der Niederlande 
haben keine Zuständigkeiten für den 
Katastrophenschutz. Daher haben die 
Niederlande 25 Sicherheitsregionen 
aus den bestehenden 415 Gemeinden 
gebildet. Diese Sicherheitsregionen 
sind in einer partnerschaftlichen 
Kooperation organisiert. In den Sicher-
heitsregionen haben die Bürgermeister 
die Leitung und sind verantwortlich 
für den Bereich Feuerwehr, Katastro-
phenschutz und Krisenbewältigung, 
medizinischer Katastrophenschutz, das 

Meldezentrum und für die Beratung 
bei der Katastrophenvorsorge. Eine 
Sicherheitsregion hat im Durchschnitt 
664 000 Bewohner. 

Umsetzung der Risikoanalyse 
in den Niederlanden

Die Umsetzung der Risikoanalyse wird 
in den Niederlanden über die Richtli-
nie �regionales Risikopro� l� gelenkt. 
Es soll eine Grundlage für �politische 
Pläne� geschaffen werden und auf 
diese Art und Weise der gemeindliche 

Die Risikoanalyse ist kein Selbstzweck, Die Risikoanalyse ist kein Selbstzweck, 
sondern zentraler Teil eines umfassenden Risiko- und Krisenmanagementssondern zentraler Teil eines umfassenden Risiko- und Krisenmanagements

Quelle: Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe
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Ein� uss auf die Sicherheitsregion 
gewahrt bleiben. Eine �Risikokarte� ist 
im Internet für jedermann  einsehbar. 

In den Niederlanden wurden sechs 
�vitale Interessen� de� niert, die bei 
der Risikoanalyse zu berücksichtigen 
seien. Dazu zählen territoriale, phy-
sische und wirtschaftliche Sicherheit, 
soziale und politische Stabilität sowie 
die Sicherheit des kulturellen Erbes. 

Risikobewertung 
und politische Steuerung

Wie auch in Deutschland werden 
nach Beurteilung der entsprechenden 
Kriterien Risikodiagramme erstellt, 
in dem die Auswirkungen und Wahr-
scheinlichkeiten der Risikoszenarien 
projektiert werden. Der Unterschied zu 
Deutschland besteht u. a. darin, dass 
das Errechnen der Risikowerte auf 
einer anderen mathematischen Basis 
statt� ndet. Sämtliche Gemeinderäte 
beschließen die Ergebnisse der Risiko-
analyse und melden diese Beschlüsse 
der Sicherheitsregion. Dabei steht es 
den Gemeinderäten frei, örtliche Prob-
lemlagen oder Be� ndlichkeiten abwei-
chend von dem Ergebnis der Risiko-
analyse zu bewerten. Dies führt dann 
in der Regel zu einer Veränderung in 
der Priorisierung der Risiken. 

Die Niederlande führen im Bereich der 
Risikoanalyse internationale Verglei-
che durch, zum Beispiel mit Australien. 
Außerdem werden in dem EU-Projekt 
�MiSRaR� Erkenntnisse über die Pro-
zesse und Kapazitäten für die �Kata-
strophenvorsorge durch räumliche 
Planung� ausgetauscht.

Der Planungsprozess in den Nieder-
landen führt sehr viele verschiedene 
Experten zusammen. Diese Experten 
kommen aus den Gemeinden, Provin-
zen, der Polizei, den Wasserbehörden, 
aus dem Bereich der vitalen Infrastruk-
turen, der Industrien, des kulturellen 
Erbes und von anderen Organisatio-
nen. Der Prozess umfasst in den Nie-
derlanden rund 200 Tage Arbeit für 
die Verwaltung vor Ort. Für den poli-
tischen Entscheidungsprozess werden 
ein bis zwei Jahre kalkuliert. 

Die Niederlande haben im Wesentli-
chen die Erkenntnis gewonnen, dass 
eine nationale Datenbank unverzicht-
bar ist. Die Verbindung zwischen den 
nationalen und den regionalen Risiko-
analysen wird als sehr wichtig einge-
stuft. Aus Sicht der Niederlande besteht 
der Gewinn des Risikopro� ls darin, 
dass ein höheres Risikobewusstsein bei 

Die Akteure der Fachtagung (v.l.n.r.): Guido Schröder, NLT, Dr. Andre Walter, Bundesamt 
für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, Dr. Joachim Schwind, NLT, Udo Nolte, 
Niedersächsisches Innenministerium, Ruud Houdijk, GGD Niederlande, Verein für ganz-
heitliche Gesundheitsdienste. Foto: NLT     

den Netzwerkpartnern, den Bewoh-
nern und den Politikern vorhanden ist. 

Aktuelle Rechtsentwicklungen

Im zweiten Block der Veranstaltung 
wurde ein Überblick über die Ent-
wicklung der �Blaulichtgesetze� aus 
dem Bereich des Niedersächsischen 
Rettungsdienstgesetzes, des Nieder-
sächsischen Brandschutzgesetzes und 
des Niedersächsischen Katastrophen-
schutzgesetzes gegeben.1 Vertreter 
der Geschäftsstelle gaben hierzu 
einen Überblick und gingen auf die 
Fragen der Praxis näher ein. 

Informationen 
des Innenministeriums

Udo Nolte, Leiter des Referats für Bevöl-
kerungsschutz, militärische Angele-
genheiten und Rettungswesen im  Nie-
dersächsischen Innenministerium, gab 
zum Schluss eine aktuelle Übersicht 
über den Katastrophenschutz aus Sicht 
des Ministeriums. Er ging auf die neu 
eingerichtete Stabsstelle für interdiszi-
plinäre Notfall- und Katastrophenme-
dizin (INKM) der Medizinischen Hoch-
schule Hannover unter Beteiligung des 
Niedersächsischen Innenministeriums 
und der Niedersächsischen Krankenh-
ausgesellschaft ein. Durch diese Stabs-
stelle wird ein computergestütztes 

Patientenverteilungssystem (ComPaS) 
für den Großschadens- und Katastro-
phenfall vorgehalten. Das ComPaS-
System erfasst aufgrund einer standar-
disierten Abfrage u. a. die Daten aller 
193 niedersächsischen Akutkliniken 
und die Anzahl der zur Verfügung ste-
henden OP-Tische sowie der Intensiv-
betten mit Beatmungsmöglichkeiten in 
einer Datenbank. 

Weitere Themen des Berichts aus dem 
Innenministerium waren die Entwick-
lung bei der medizinischen Task Force 
(MTF) und im Bereich der ausschließ-
lichen Wirtschaftszone (AWZ). Bei der 
AWZ handelt es sich auch um den im 
Staatsrecht bekannten Begriff des 
�Festlandsockels�. In diesem Zusam-
menhang wurden u. a. über die Aufga-
ben der Küstenländer und des Hava-
riekommandos, auch am Beispiel des 
Containerschiffes Flaminia, berichtet. 
Ebenfalls spielte dabei die Personen-
rettung an den Offshore-Windenergie-
anlagen eine Rolle. 

Weiterhin wurde ein umfassendes Bild 
über den Katastrophenschutz in der 
Umgebung kerntechnischer Anlagen 
gegeben. Die Aufarbeitung der Ereig-
nisse von Fukushima erfolge in einer 
Arbeitsgruppe und weiteren Unterar-
beitsgruppen, die von Bund und den 
Ländern gebildet wurden. Im Rahmen 
dieser Gruppen werde geprüft, ob 
die derzeitigen Plan-Annahmen und 
betroffenen organisatorischen Vorpla-
nungen ausreichend seien oder ergänzt 
werden müssten. 

1 Vgl. hierzu die entsprechenden Berichte in den frü-
heren Ausgaben der NLT-Information.
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der ärztlichen Leitung, medizinische 
Dokumentation, Qualitätsmanage-
ment) sorgten für einen breiten aktu-
ellen Überblick und intensive und 
anregende Diskussionen. 

Schon bereits angesichts der drohen-
den Regulierungen auf europäischer 
Ebene zum Konzessionsvergaberecht 
steht zu erwarten, dass der Bereich des 
Rettungsdienstes für die Landkreise 
und die Region Hannover als Träger 
weiterhin ein sehr anspruchsvolles 
und komplexes Feld des Verwaltungs-
handelns bleiben wird. Rechtliche 
und qualitative Anforderungen vor 
Ort, Wünsche und Erwartungen der 
Dienstleistungserbringer sowie die 
Anforderungen der Kostenträger müs-
sen von den Kreisverwaltungen zum 
Nutzen der Bürger in Übereinstim-
mung gebracht werden. Das Angebot 
kompakter aktueller Informationen 
und die Gelegenheit auch zum kolle-
gialen und �vernetzenden� Austausch 
während der zwei Tage wurde von fast 
90 Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
aus fast allen niedersächsischen Land-
kreisen und der Region angenommen. 
Die Geschäftsstelle des NLT wird die 
Entwicklungen im Bereich des Ret-
tungsdienstes weiterhin eng verfolgen 
und aktiv begleiten.

Im Februar diesen Jahres ist das Nie-
dersächsische Rettungsdienstgesetz 
novelliert worden. Schwerpunkt der 
Novelle, über die wir in dieser Zeit-
schrift wiederholt berichtet hatten1, 
war die Einführung des Konzessions-
modells im Rettungsdienstgesetz. Es 
ist neben die bisherigen Formen der 
Eigenerledigung (das heißt die Kom-
mune als Träger des Rettungsdienstes 
wird selbst tätig) und der Submission 
(Auftragserteilung nach den Regeln 
des öffentlichen Vergaberechts) 
getreten. Eine weitere ˜nderung des 
Niedersächsischen Rettungsdienst-
gesetzes zur rechtlichen Stellung der 
Helferinnen und Helfer des Katast-
rophenschutzes, die im Rahmen von 
sogenannten Großschadenslagen bei 
Einsätzen des Rettungsdienstes tätig 
werden,2 be� ndet sich derzeit im par-
lamentarischen Verfahren und soll vor-
aussichtlich im Dezemberplenum ver-
abschiedet werden. Grund genug also, 
sich einmal grundsätzlich mit aktuel-
len Fragestellungen der Organisation 

des Rettungsdienstes aus Sicht der 
Landkreise und der Region Hannover 
als Träger des Rettungsdienstes zu 
beschäftigen.

Vor diesem Hintergrund fand am 
8. und 9. November 2012 als Veran-
staltung des Niedersächsischen Land-
kreistages in Kooperation mit dem 
Niedersächsischen Studieninstitut für 
Kommunale Verwaltung e. V. der erste 
kommunale Rettungsdienstkongress 
2012 in Walsrode statt. Zahlreiche 
Fachvorträge zu rechtlichen und prak-
tischen Fragen des Rettungsdienstes 
aus Sicht der kommunalen Träger 
wurden erörtert. Die Geschäftsstelle 
des Landkreistages war mit Vorträgen 
von Ersten Beigeordnetem Dr. Joachim 
Schwind und Beigeordnetem Herbert 
Freese zu den rechtlichen Rahmenbe-
dingungen des Niedersächsischen Ret-
tungsdienstgesetzes und in der Mode-
ration der Veranstaltung (gemeinsam 
mit Udo Post, stellv. Institutsleiter des 
Studieninstituts) eingebunden. Bei-
träge überwiegend von kommunalen 
Praktikern zur Ausschreibung von 
Rettungsdienstleistungen in der Praxis, 
zur Bedarfsplanung, zum Verfahren 
vor der Schiedsstelle Rettungsdienst 
sowie zahlreiche weitere fachliche 
Themen (innerbetriebliche Stellung 

Erster kommunaler Rettungsdienstkongress

Referenten und Moderatoren des Rettungsdienstkongresses (v.l. n.r. ): Udo Post, Dr. Wolfgang Hagemann, Michael Peter, Klaus Schmitz, 
Harald Wiers und Dr. Joachim Schwind. Nicht auf dem Foto sind Herbert Freese (NLT) und Dr. Lucas Menzel. Foto: NSI

1 siehe NLT-Information 4-5/2011, S. 140 ff.; 2-3/2012, 
S. 41 ff.

2 siehe dazu die gemeinsame Erklärung des NLT mit 
den niedersächsischen Hilfsorganisationen im letz-
ten Heft der NLT-Informationen, 5/2012 S. 166 f.
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Die anschließenden Sachstandsbe-
richte von Wolfgang Mahrenholz 
zu den Überlegungen der Landes-
hauptstadt Hannover zu Sozialen 
Netzwerken sowie von Sylke Lüb-
ben zum Stand der Einführung einer 
Online-Bürgerbeteiligung im Land-
kreis Friesland (�Liquid Friesland�) 
verdeutlichten zwei kommunale 
Vorgehensweisen, neue Internet-
technologien zur Interaktion mit den 
Bürgerinnen und Bürgern zu nutzen.

Die Vielzahl der beim Social Media 
Einsatz zu beachtenden rechtlichen 
Fragestellungen (Datenschutzrecht, 
Persönlichkeitsrecht, Recht am eige-
nen Bild, Urheberrecht, Arbeitsrecht) 
wurde schließlich im Vortrag von 
Rechtsanwalt Dr. Carsten Ulbricht 
aufgegriffen.

Diese und alle weiteren Vorträge 
stehen im Internetauftritt des NLT 
unter www.nlt.de (Bereich Dokumen-
tationen � E-Government/IT � 12. 
IuK-Forum) zum Download zur Ver-
fügung.

Am 6. und 7. September 2012 fand 
in Göttingen das inzwischen 12. 
Kommunale IuK-Forum mit dem 
Schwerpunktthema �Umgang mit 
webbasierten sozialen Medien� statt. 
110 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aus den Landkreisen, Städten und 
Gemeinden, der Region Hannover, 
den niedersächsischen kommunalen 
Datenzentralen sowie dem Land Nie-
dersachsen nahmen diesmal an der von 
den niedersächsischen kommunalen 
Spitzenverbänden zusammen mit dem 
Arbeitskreis der kommunalen Daten-
zentralen ausgerichteten Tagung teil.

Unter der Moderation des Nieder-
sächsischen Landkreistages wurde 
den Teilnehmern zunächst von Lena-
Sophie Müller vom Fraunhofer FOKUS 
Institut ein Überblick zur �Verwaltung 
im Zeitalter von Web 2.0 und Piraten-
generation � Open Government und 
gesellschaftliche Erwartungen� gege-
ben. Im Vortrag �Social Media und 
Öffentliche Verwaltung: Wie weit darf 
man gehen?� wies Renate Mitterhu-
ber von der Finanzbehörde Hamburg 

darauf hin, dass auf keinen Fall das 
Image der Kommune durch den Social 
Media Einsatz Schaden erleiden dürfe.

Uwe Robra vom Landesbeauftragten 
für Datenschutz Niedersachsen griff 
dann die viel diskutierte Problema-
tik �Social Media für Kommunen: 
Mehrwert oder organisierter Rechts-
verstoß? � Datenschutzrechtliche und 
technisch-organisatorische Fakten� 
auf. In seinem Fazit stellte er klar, 
dass nach EU-Recht und deutschem 
Datenschutzrecht nur nach ausdrück-
licher, freiwilliger und informierter 
Einwilligung der betroffenen Nutze-
rinnen und Nutzer die Verarbeitung 
personenbezogener Daten zulässig sei. 
Entsprechendes gelte bei der Nutzung 
von personenbezogenen Daten für 
die Reichweitenanalyse, für Werbung 
sowie beim Anklicken von Webseiten, 
die Social Plug-Ins einbinden. Aus 
Sicht des Datenschutzes müsse daher 
sichergestellt sein, dass die Nutzerin-
nen und Nutzer über die Verwendung 
ihrer Daten eigenverantwortlich ent-
scheiden könnten. 

12. Kommunales IuK-Forum: Umgang mit webbasierten sozialen Medien

Die Referentinnen und Referenten (v.l.n.r.: Renate Mitterhuber, Finanzbehörde Hamburg, Manfred Malzahn, NLT, Dr. André Schulz, 
SAS Deutschland, Uwe Robra, Bereichsleiter beim Landesbeauftragten für den Datenschutz Niedersachsen, Lena-Sophie Müller, Zen-
trum für Interoperabilität bei Fraunhofer FOKUS, Wolfgang Mahrenholz, Landeshauptstadt Hannover und Sylke Lübben, Landkreis 
Friesland) boten ein umfassendes Bild über den aktuellen Stand zu allen Fragen rund um das Thema „Social Media“. Moderiert wurde 
das IuK-Forum von Manfred Malzahn vom Niedersächsischen Landkreistag (hintere Reihe, links).  Foto: NLT 
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Landrat Albert Focke (Landkreis 
Vechta) ist zum neuen Vorsitzenden 
des Verfassungs- und Europaaus-
schusses des Niedersächsischen 
Landkreistages (NLT) gewählt wor-
den. Focke vertritt damit nunmehr 
den NLT auch im Europa- und Ver-
fassungsausschuss des Deutschen 
Landkreistages (DLT). Zum neuen 

stellvertretenden Vorsitzenden des 
NLT-Ausschusses wählten die Mit-
glieder Landrat Stephan Manke 
(Landkreis Goslar). Dem Ausschuss 
des kommunalen Spitzenverbandes 
gehören acht Landräte und Erste 
Kreisräte sowie vier ehrenamtliche 
Kreistagsabgeordnete aus allen Tei-
len Niedersachsens an.

Landrat Albert Focke ist neuer Vorsitzender 
des NLT-Verfassungs- und Europaausschusses

Die 59. Sitzung des Umweltausschusses des Niedersächsischen Landkreistages fand am 14. November 2012 in Hems-
loh im Landkreis Diepholz statt. Nach einer kurzen Exkursion zur Kranichrast in der Diepholzer Moorniederung 
(Foto) unter fachkundiger Führung des BUND Diepholzer Moorniederung berieten die Ausschussmitglieder über die 
Fortentwicklung der Verpackungs- und Wertstoffentsorgung, den Gesetzentwurf zur ˜nderung des Niedersächsi-
schen Abfallgesetz, den Entwurf einer Kompensationsverordnung des Bundes sowie einen Verordnungsentwurf des 
Landes zum Erschwernisausgleich im Wald. Im Hinblick auf Stallanlagen tauschte sich der Ausschuss zum Entwurf 
eines Erlasses zum Brandschutz bei Stallbauten aus. Zum Thema Stallbauten wurde zudem kritisiert, dass der bereits 
seit etwa zwei Jahren vom Niedersächsischen Landkreistag geforderte Erlass zu Abluftreinigungsanlagen und zur 
Bioaerosolproblematik immer noch nicht von der Landesregierung beschlossen und veröffentlicht worden ist.
 Foto: NLT

NLT Umweltausschuss tagte im Landkreis Diepholz
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Hubertus Bühmann, Landrat von 1966 
bis 1991 und Ehrenlandrat des Land-
kreis Celle, mit 91 Jahren ˜ltester 
der Anwesenden, dankte in einem 
Grußwort für die Ausrichtung der Ver-
anstaltung und wünschte allen ange-
nehme Stunden.

Zum dritten Mal trafen sich die ehema-
ligen ehrenamtlichen Landräte sowie 
früheren Oberkreisdirektoren und 
hauptamtlichen Landräte gemeinsam 
im Hotel Wienecke in Hannover, um 
über Politik, Privates und die Arbeit des 
Niedersächsischen Landkreistages zu 
sprechen. NLT-Geschäftsführer Prof. 
Dr. Hubert Meyer begrüßte besonders 
den Ehrenvorsitzenden des NLT, Axel 
Endlein, und seinen Vorgänger im 
Amt, Dr. Gernot Schlebusch.

Bevor Prof. Dr. Meyer in guter Tradition 
die �Themen des Jahres� skizzierte, 
die aus Sicht des NLT prägend waren, 
stärkten sich die Gäste mit Rinder-
boullion, Lachssteak nebst Salzkartof-
feln und Broccoli sowie einer Mousse 
au Chocolat. Außer den ehemaligen 
ehrenamtlichen Landräten und frühe-
ren Oberkreisdirektoren waren unter 
den früheren Hauptverwaltungsbeam-
ten diesmal auch einige �Neulinge� in 
der Runde, wie ein Ex-Mitarbeiter der 
NLT-Geschäftsstelle sie launig nannte: 
Hermann Bröring (Landkreis Ems-
land), Dr. Theodor Elster (Landkreis 
Uelzen), Manfred Hugo (Landkreis 
Osnabrück), Gerhard Kilian (Land-
kreis Helmstedt) und Walter Waske 
(Landkreis Holzminden) sind Ende 
Oktober 2011 aus ihren ˜mtern als 
Landräte ausgeschieden und nahmen 
nun erstmals mit sichtlicher Freude am 
Treffen der �Ehemaligen� teil.

�Im Jahr 2012 hat es bedingt durch 
die Kommunalwahl 2011 beim NLT 
zahlreiche personelle Veränderungen 
im Vorstand, in den Fachausschüssen 
und in weiteren Gremien gegeben�, 
betonte Prof. Dr. Meyer zu Beginn 
seiner Ansprache. Die Verbandsarbeit 
sei aber geprägt von Kontinuität und 
ausgewogenem regionalem sowie 
parteipolitischem Proporz. Die Berei-
che SGB II und Schulreform seien 
vorerst �ad acta� gelegt worden, 
vielmehr hätten im laufenden Jahr 
u. a. die Themen �Ausländerrecht�, 
�EU-Förderperiode ab 2014� und der 

Ausbau der Kindertagesbestreuung 
das Geschehen beim NLT bestimmt. 
Ferner beleuchtete Meyer die ver-
schiedenen Fragestellungen rund um 
den �Zukunftsvertrag� und erläuterte 
die aktuelle Positionierung des NLT 
zur Verwaltungsreform.

Drittes gemeinsames Treffen der �Ehemaligen�

Im Spiegelsaal des 
Hotels Wienecke in 
Hannover richtete der 
Celler Ehrenlandrat 
Hubertus Bühmann 
ein Dankeswort an die 
43 Gäste, die aus allen 
Landesteilen Nieder-
sachsens zum Treffen 
der „Ehemaligen“ 
angereist waren. 
Foto: NLT
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Bauinteressierten Unternehmen, 
Landwirten und Privatpersonen 
könne durch eingeführte Service-
garantien eine Baugenehmigung in 
einem bestimmten Zeitfenster garan-
tiert werden � immens wichtig für 
die unternehmerische Planung. Die 
Servicegarantie für gewerbliche Bau-
vorhaben von 50 Tagen dürfte dabei 
landesweite Spitze sein.

Aber auch die Osterholzer Breit-
bandinitiative, die Einführung eines 
Mittelstandslotsen, die Initiative 
Beste Bildung oder das Muster-
haus zum Wohnen mit Zukunft sind 
wichtige Bausteine, von der Jury 
im Bewerbungsverfahren um die 
begehrte Auszeichnung gewürdigt 
wurden. �Es hängt alles zusammen, 
Mittelstandsfreundlichkeit ist eine 
Gesamtstrategie, die den gesamten 
ländlichen Raum stärkt und damit 
allen Bürgerinnen und Bürgern zu 
Gute kommt�, ist Mielke überzeugt. 

Landrat Dr. Jörg Mielke nahm am 24. 
September 2012 aus den Händen des 
Präsidenten des Niedersächsischen 
Handwerkstages, Karl-Heinz Bley, 
MdL, und des Geschäftsführenden 
Vorstandsmitgliedes des Nieder-
sächsischen Landkreistages, Prof. 
Dr. Hubert Meyer, den Preis �Mittel-
standsfreundliche Kommune 2012� 
entgegen. Der Landkreis Osterholz 
wurde damit für seine umfassenden 
Bemühungen ausgezeichnet, den Mit-
telstand und damit das wirtschaftliche 
Fundament des gesamten Landkrei-
ses zu stärken.

Als Region, die weder auf eine beson-
dere Lagegunst, noch auf Großunter-
nehmen bauen kann, habe der Mittel-
stand für den Landkreis Osterholz eine 
besondere Bedeutung, so Dr. Mielke: 
�Es sind von Ausnahmen abgesehen 
die kleinen und mittelständischen 
Betriebe, die Arbeitsplätze schaffen 
und damit für einen bescheidenen 

Wohlstand sorgen. Die bestehenden 
mittelständischen Betriebe zu erhal-
ten, ihnen eine Weiterentwicklung 
zu ermöglichen aber auch für Neuan-
siedlungen attraktiv zu sein, sind die 
wichtigsten Ziele der Wirtschaftsför-
derung.�

Dem Mittelstand dabei ein Partner 
zu sein, sei ein zentrales Anliegen 
des Landkreises: �Behörden können 
zwar nicht alles ermöglichen, aber 
den Kunden dabei helfen Alternati-
ven zu � nden und so das Ziel trotz-
dem zu erreichen!� Diese Philosophie 
ist für Dr. Mielke Grundvorausset-
zung einer mittelstandsfreundlichen 
Verwaltung, die durch inhaltliche 
Angebote und gute organisatorische 
Rahmenbedingungen ergänzt wer-
den muss. Hierzu zähle die konse-
quente Optimierung interner Abläufe 
bei Genehmigungsverfahren, die zu 
einer bemerkenswerten Verkürzung 
in vielen Bereichen geführt habe. 

Auszeichnung für den Landkreis Osterholz: 
�Mittelstandsfreundliche Kommune 2012�

Landrat Dr. Jörg Mielke (Mitte) nahm die Urkunde aus den Händen von Handwerkstags-Präsident Karl-Heinz Bley, MdL, und NLT-Geschäfts-
führer Prof. Dr. Hubert Meyer (links) entgegen. Beide würdigten in ihren Ansprachen die Leistungen des Landkreises Osterholz zur Förderung 
des Mittelstandes. Foto: Landkreis Osterholz
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gefunden habe, bei dem die Rahmen-
bedingungen passten. Er zeigte sich 
optimistisch auch bei anderen The-
menfeldern Kooperationsmöglichkei-
ten zu � nden. Die Vereinbarung zum 
Immissionsschutz ist am 15. Septem-
ber 2012 in Kraft getreten.

Die Landkreise Diepholz und Nien-
burg/Weser arbeiten künftig beim 
Immissionsschutz zusammen. Dies 
teilten die Landkreise in einer gemein-
samen Presseveröffentlichung mit. 
Landrat Detlev Kohlmeier (Nienburg/
Weser) und Landrat Cord Bockhop 
(Landkreis Diepholz) unterzeichneten 
kürzlich einen Kooperationsvertrag 
über Beistandleistungen im Immissi-
onsschutzrecht. Dem entsprechend 
wird der Fachbereich Bauen des Land-
kreises Nienburg/Weser künftig für 
den Landkreis Diepholz die Prüfung 
der Plausibilität von Gutachten für die 
Genehmigung von Tierhaltungsan-
lagen übernehmen. Das betrifft aber 
nicht die Beurteilung der Genehmi-
gungsfähigkeit der Vorhaben.

�Die Vereinbarung bezieht sich auf 
einen Bereich, bei dem einer hohen 
Spezialisierung eine begrenzte Zahl 
an Fällen gegenübersteht�, sagte 
Landrat Bockhop. Gerade hier biete 
sich eine Kooperation an. Er sei erfreut, 
dass man so unkompliziert zu einer 

Vereinbarung gekommen sei. Mit der 
neuen Vereinbarung solle die fachli-
che Kompetenz gebündelt und Kos-
ten und Lasten der Aufgaben geteilt 
werden. Landrat Kohlmeier ergänzte, 
dass man mit dem Landkreis Diepholz 
in dieser Angelegenheit einen Partner 

Landkreise Diepholz und Nienburg/Weser 
arbeiten beim Immissionsschutz zusammen

Im Foyer des Kreishauses war die 
Ausstellung �Es betrifft Dich! � 
Demokratie schützen � Gegen Ext-
remismus in Deutschland� des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz zu 
sehen. Die Ausstellung gab anhand 
von Tafeln, Multimedia-Elementen 
und originalen Tat- und Propagan-
damitteln einen Überblick über 
die verschiedenen extremistischen 
Bedrohungen für Demokratie und 
Verfassung. Ergänzt wurde die Aus-
stellung mit Vorträgen des Staats-
schutzes zu Themen wie �Rechts-
extremismus und Musik� und 
�Rechtsextremismus und Internet�.

Vom 8. bis 23. November 2012 hat 
der Landkreis Grafschaft Bentheim 
eine vielfach beachtete Veranstal-
tungsreihe gegen Rechtsextremis-
mus aufgelegt. �Wir hatten mit der 
Planung des Programms begonnen, 
als die Existenz des rechtsterroristi-
schen NSU noch nicht bekannt war. 
Nun erfährt das Thema leider noch 
einmal eine besondere Bedeutung�, 
erklärte Landrat Friedrich Kethorn 
zum Auftakt. Das Angebot solle als 
�politische Bildung zur Stärkung 
unserer Demokratie dienen und 
besonders junge Menschen anspre-
chen�.

Neben einer Ausstellung im Kreishaus 
war der Lebensbericht eines Szene-
Aussteigers vor Schülerinnen und 
Schülern im Gymnasium Nordhorn ein 
wichtiger Baustein der Reihe. Zudem 
wurde der Film �Roots Germania� der 
ehemaligen Fernsehmoderatorin und 
Schauspielerin Mo Asumang gezeigt. 
Die Tochter einer Deutschen und eines 
Ghanaers hat den Film produziert, 
nachdem sie selbst Opfer rechtsextre-
mistischer, verbaler Angriffe geworden 
ist. Mo Asumang präsentierte ihren 
Film im Lise-Meitner-Gymnasium in 
Nordhorn persönlich und diskutierte 
mit den Gästen über den Inhalt. 
 

Veranstaltungsreihe 
im Landkreis Grafschaft Bentheim gegen Rechtsextremismus

Geschäftsleute und Grundeigentü-
mer) bei. Durch dieses innovative und 
mindestens in Niedersachsen bislang 
einmalige Instrument werden erheb-
liche Investitionseffekte der privaten 
Eigentümer und Geschäftsleute aus-
gelöst. 

Der �Zukunftsfonds Ortskernent-
wicklung� ist ein neues Instrument 
zur Stärkung und Belebung der Orts-
kerne und Innenstädte. Der Landkreis 
Osnabrück hat den Zukunftsfonds 
entwickelt und im Frühjahr 2012 erst-
malig im Rahmen eines Wettbewerbs 

mit einem Preisgeld von insgesamt 
70.000 EUR ausgelobt. Der Landkreis 
fördert mit dem Zukunftsfonds inves-
tive und nicht investive Maßnahmen 
mit einem Zuschuss von 40 Prozent. 
Je 30 Prozent steuern die Kommunen 
und die privaten Akteure vor Ort (i. W. 

Zukunftsfonds Ortskernentwicklung im Landkreis Osnabrück

Landrat Detlev 
Kohlmeier (links) 
und Landrat Cord 
Bockhop unter-
zeichneten die 
Vereinbarung. 
Foto: Landkreis 
Nienburg/Weser 
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Anlass für die Au� age des Zukunfts-
fonds sind zunächst die Trends im Ein-
zelhandel. Insbesondere in kleineren 
Orten und häu� g nicht mehr markt-
gängigen Flächen und Immobilien 
kommt es zunehmend zu Leerständen. 
Die Ursachen hierfür sind vielfältig 
(Entstehung großer Einkaufszentren, 
Eigentumsverhältnisse, demogra� -
scher Wandel). Gerade die Sicherung 
lebendiger Ortskerne und Zentren 
wird aber angesichts des zunehmen-
den Wettbewerbs um Bevölkerung 
zu einer zentralen Zukunftsaufgabe. 
Zudem stellt der Klimawandel neue 
Anforderungen an kompakte und 
energieef� ziente Siedlungsstrukturen 
und einen neuen Mobilitätsverbund in 
der Fläche. 
Die Wertschätzung lebendiger Innen-
städte und Ortszentren erlebt seit 
Jahren eine Renaissance und ist 
manifestiert in der aktuellen Stadt-
entwicklungspolitik des Bundes. 
Das �Weißbuch Innenstadt� formu-
liert gleichwohl deutlich, dass die 
zukunftsfähige Entwicklung der Zen-
tren angesichts demographischer und 
wirtschaftsstruktureller Wandel kein 
Selbstläufer ist und aktiver Unterstüt-
zung bedarf. 

Initiativen 
des Landkreises Osnabrück

Für den Landkreis Osnabrück sind 
aufgrund der genannten Trends die 
Standortqualitäten der Ortskerne seit 
Jahren Teil seiner zukunftsorientierten 
Strategie. Der Landkreis versteht sich 
dabei als Dienstleister für seine Städte 
und Gemeinden: von regelmäßigen 
Analysen und Prognosen der demo-
graphischen Strukturen bis zu den 
�PlanerWerkstätten Zukunftscheck 
Ortskernentwicklung�, die seit 2006 in 
zahlreichen Kommunen durchgeführt 
wurden. 

Die intensive Arbeit mit Geschäftsleu-
ten und Eigentümern, mit Politik und 
Verwaltung in den PlanerWerkstätten 
hat achtmal zu einer erfolgreichen 
Teilnahme an der Quartiersinitiative 
Niedersachsen (QiN) geführt, mit je 
nach Gemeinde bis zu 30 privaten Mit-
streitern. Im Ergebnis hat sich gezeigt, 
dass auch schon vergleichsweise nied-
rige � nanzielle Anreize Eigentümer 
und Geschäftsleute motivieren, selbst 
�Geld in die Hand zu nehmen� � deut-
lich über die förderfähigen Kosten 
hinaus. Privatwirtschaftliches Engage-
ment wird so zu einem wichtigen Motor 
der Ortskernentwicklung. Da die Maß-
nahmen überwiegend von ansässigen 
Unternehmen durchgeführt wurden, 

ergab sich ein zusätzlicher Effekt für 
die lokale Wirtschaft.

Um die Erfolge der PlanerWerkstät-
ten zu verstetigen, hat der Landkreis 
Osnabrück das Instrument �Planer-
Werkstätten� weiterentwickelt und 
den �Zukunftsfonds Ortskernentwick-
lung� aufgelegt, um auch konkrete 
� nanzielle Anreize für Investitionen zu 
geben. Durch diese Mobilisierung pri-
vaten Kapitals wird der Einsatz öffent-
licher Mittel wesentlich ef� zienter. 

Selbst wenn man einräumt, dass der 
klassische Facheinzelhandel in den 
Ortsmitten vor allem kleinerer Kom-
munen nicht überall eine Zukunft 
haben wird, ist eine Grundversorgung 
weiterhin notwendig: zur Versorgung 
der � älter werdenden � Bevölkerung 
und als Frequenzbringer und Kristalli-
sationskern für zukünftige Funktionen 
(Folgenutzungen)  � vor allem aus dem 
Bereich Gesundheit, P� ege und ande-
ren haushaltsnahen Dienstleistungen. 
Und für diese Funktionen müssen 
sich passende Immobilien � nden bzw. 
müssen die bestehenden Immobilien 
im Kern angepasst werden � sonst ver-
öden die Ortskerne und das Ortsbild 
als �Gesicht� der Gemeinde.

Es gibt bundesweit verschiedene 
Ansätze und Instrumente, die das Ziel 
einer Stärkung der Ortskerne und 
Innenstädte, Geschäftsstraßen und 
Quartiere verfolgen. Neben der Städ-
tebauförderung mit ihren klassischen 
sowie neuen Programmen bestehen in 
Norddeutschland die Modelle 

� �Partnerschaften zur Attraktivie-
rung von City-, Dienstleistungs- 
und Tourismusbereichen� (PACT) 
in Schleswig-Holstein, 

� Business Improvement Districts 
(BID) in Hamburg und 

� die Quartiersinitiative Niedersach-
sen (QiN) in Niedersachsen (die 
nach einer vierjährigen Modell-
förderung Ende 2011 eingestellt 
wurde)

nebeneinander. Dabei setzen BID 
und PACT auf die vollständige Mobi-
lisierung der Eigentümer und ihres 
Kapitals, d.h. es gibt keine Förderung, 
um �Mitnahmeeffekten� vorzubeu-
gen. Demgegenüber stellte QiN eine 
unmittelbare (40 Prozent) Förderung 
für investive Maßnahmen und externe 
Unterstützung einer privaten Quar-
tiersinitiative auch dann bereit, wenn 
nicht alle Geschäftsleute und Grund-
eigentümer aus dem Quartier mitma-
chen. Die Kommune ist ebenfalls mit 
im Boot. So können relativ schnell 
Maßnahmen umgesetzt werden.1 

1 Vgl. hierzu die Kurzfassung des Vortrags von Klaus 
Mensing �Neue Akteure in der Innenstadt � Quar-
tiersinitiativen in Niedersachsen� auf der Tagung 
des Arbeitskreises Geographische Handelsfor-
schung am 8. Juni 2012 in Hamburg, in: Berichte 
des Arbeitskreises Geographische Handelsfor-
schung, Heft 31 (Juli 2012), Berlin, sowie  unter 
www.convent-mensing.de/quartiersmanagement-
zentrenmanagement/vortrag-arbeitskreis-handels-
forschung.

Die Jury bewertete unter Vorsitz von Prof. Dr. Axel Priebs (zweiter von links), Erster Regions-
rat der Region Hannover, die Bewerbungen der Kommunen.   Foto: privat 
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Derartige � nanzielle und Nicht-Mate-
rielle Anreize werden angesichts rück-
läu� ger Nachfrage zu einer wichtigen 
Zukunftsaufgabe für Städte, Gemein-
den und Landkreise � und auch die 
Länder. Dabei kann es nur um eine 
Ko-Finanzierung durch die öffentliche 
Hand gehen, da die Handlungsträger 
in erster Linie die Gewerbetreibenden 
und die Immobilieneigentümer sind. 

Die wesentlichen Effekte des 
Zukunftsfonds Ortskernentwicklung  
und der dadurch induzierten Investi-
tionslenkung in die Ortskerne sind im 
folgenden Kasten zusammengefasst. 

Durch den Zukunftsfonds 
Ortskernentwicklung werden

� lebendige und lebenswerte Orts-
kerne erhalten und so die Attrak-
tivität der Gemeinde im Wettbe-
werb um Einwohner gestärkt,

� Geschäftsbesatz, Immobi-
lien und öffentlicher Raum 
zukunftsfähig gemacht,

� Arbeitsplätze erhal-
ten und geschaffen,

� neue-PPP-Kooperationen zwi-
schen Kommune und Privaten 
etabliert und neue Manage-
ment-Strukturen geschaffen 
(Standortgemeinschaften), 

� ortsbildprägende Bau-
substanz erhalten, 

� durch kurze Wege die Mobi-
lität und Versorgung von 
Jung und Alt gesichert,

� zentrumsnahe Wohns-
tandorte gestärkt und

� dadurch ein Beitrag zum akti-
ven Klimaschutz geleistet.

Wie ist der Zukunftsfonds konkret 
ausgestaltet? Bewerben können sich 
Städte und Gemeinden im Landkreis 
Osnabrück in Kooperation mit der 
örtlichen Werbegemeinschaft, Stadt-
marketingorganisation oder einer 
vergleichbaren privaten Initiative. 
Das geplante und förderfähige Pro-
jekt muss sich in die städtebaulichen 
Planungen der Gemeinde einfügen; 

Projektgebiet und Maßnahmenum-
fang müssen so gewählt werden, dass 
die wesentliche Umsetzung im Rah-
men des Förderzeitraums von zwölf 
Monaten erfolgen kann. 

Die Bewerbung für die Förderung 
erfolgt durch Teilnahme an einem 
Wettbewerbsverfahren. Der Land-
kreis Osnabrück hat die Kommunen 
bei Bewerbung und Durchführung 
aktiv unterstützt.

Für den ersten Durchgang 2012 waren 
elf Bewerbungen mit einem Maßnah-
menumfang von einer halben Million 
Euro eingegangen � überwiegend von 
Städten und Gemeinden gemeinsam 
mit privaten Initiativen, Eigentümern 
oder Werbegemeinschaften. Die Pro-
jektziele und Maßnahmen umfassten 
Initiativen zur Sicherung und Wei-
terentwicklung des vorhandenen 
Besatzes an Dienstleistungs- und 
Versorgungseinrichtungen, Maß-
nahmen zur Attraktivitätssteigerung 
des öffentlichen Raumes bis hin zu 
Investitionen in Schlüsselobjekte zur 
attraktiven (Folge-/Weiter-)Nutzung 
in den Bereichen Kultur, Gesundheits-
wirtschaft, Soziales, Gastronomie. Die 
Wettbewerbsanträge wurden nach 
einer Vorprüfung durch eine Jury 
bewertet (siehe Kasten 2). 

Die Jury des Zukunftsfonds 
Ortskernentwicklung 2012

Prof. Dr. Axel Priebs 
(Erster Regionsrat der Region 
Hannover, Vorsitzender) 

Falk Hassenp� ug 
(IHK Osnabrück-Emsland-
Grafschaft Bentheim)

Katja Calic 
(Handelsverband 
Osnabrück-Emsland)

Dr. Dirk Heuwinkel 
(Landkreis Osnabrück) 

Rolf Gelinsky 
(Kreistagsabgeordneter der 
Gruppe CDU / FDP / UWG) 

Thomas Rehme 
(Kreistagsabgeordneter der 
Gruppe SPD / UWG) 

Filiz Polat 
MdL (Kreistagsabgeordnete 
Bündnis 90 / Die Grünen) 

Fachliche Begleitung und 
Vorprüfung: Arndt Hauschild 
(Landkreis Osnabrück) und 
Klaus Mensing 
(Büro CONVENT Mensing)

Zentrale Kriterien waren ein fundier-
tes Konzept (�Masterplan Ortskern�), 
durch die beantragten Maßnahmen 
zu erwartende sichtbare Impulse für 
eine langfristige funktionale Stärkung 
des Zentrums sowie eine kooperative 
Durchführung zwischen Kommune 
und privaten Akteuren. Der Förder-
zeitraum beträgt 12 Monate und endet 
im Sommer 2013.

Durch den Zukunftsfonds 
Ortskernentwicklung 
geförderte Maßnahmen (Auswahl) 

� Aufbau eines strategischen 
Besatz- und Leerstandsmanage-
ments � mit Leerstandskataster, 
Standort� yer und Vermarktungs-
exposØs für einzelne Immobilien

� Gespräche zwischen Eigen-
tümern, Werbegemeinschaft 
und Gemeinde zu marktgän-
gigen Folgenutzungen

� Umbau und Neugestal-
tung von Schaufenstern 
sowie Werbeanlagen

� Bauliche (z. B. barrierefreie) 
Optimierung einzelner 
Ladeneingangsbereiche

� Einheitliches Möblierungskon-
zept für die Hauptgeschäftsstraße 
� im Rahmen des strategischen 
Ziels �Innenstadt für alle�

� Etablierung eines Jungunter-
nehmerforums zur frühzeitigen 
Klärung der Nachfolge

� Zerti� zierung �Generationen-
gerechter Einzelhandel�

� Weitere Professionalisierung vor-
handener Managementansätze 
zur Erhöhung der Schlagkräftig-
keit der Standortgemeinschaften 
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Oberkreisdirektor a. D. Dr. Jür-
gen Allerdissen, von 1987 bis 1999 
Verwaltungschef des Landkreises 
Lüneburg, konnte am 18. September 
2012 auf 70 Lebensjahre zurück-
blicken.

Oberkreisdirektor a. D. Gerhard 
v. Haus, von 1979 bis 1991 Haupt-
verwaltungsbeamter des Landkreises 
Leer, ist am 22. September dieses Jah-
res 75 Jahre alt geworden.

Der ehemalige Landrat Jann 
Lübben, von März 1999 bis Okto-
ber 2001 Landrat des Landkreises 
Ammerland, vollendete am 8. Oktober 
2012 sein 65. Lebensjahr. 

Am gleichen Tage, dem 8. Oktober 
dieses Jahres, feierte Oberkreisdirek-
tor a. D. Dr. Wilfried Wiesbrock, von 
Oktober 1979 bis Oktober 2003 Ver-
waltungschef des Landkreises Nien-
burg/Weser, seinen 70. Geburtstag.

Oberkreisdirektor a. D. Wolfgang 
Kreft, zunächst von April 1966 bis 
Dezember 1972 Hauptverwaltungs-
beamter des früheren Landkreises 
Bersenbrück und anschließend 
von Januar 1973 bis Juni 1990 des 
Landkreises Osnabrück, konnte am 
14. Oktober 2012 auf 85 Lebensjahre 
zurückblicken.

Der ehemalige Landrat Reinhard 

Brünjes, von Oktober 2000 bis Oktober 
2001 Landrat des Landkreises Roten-
burg (Wümme), ist am 26. Oktober 
dieses Jahres 65 Jahre alt geworden.

Landrat a. D. Gerhard Kilian, von 
August 1991 zunächst Oberkreisdi-
rektor und anschließend von August 
2003 bis Oktober 2011 erster haupt-
amtlicher Landrat des Landkreises 
Helmstedt, vollendete am 9. Novem-
ber 2012 sein 65. Lebensjahr.

Landrat a. D. Peter Kopischke, von 
Juni 199 bis Oktober 2006 Verwal-
tungschef des Landkreises Goslar, 
konnte am 15. November dieses Jah-
res seinen 70. Geburtstag feiern.

Der Landkreis Leer hat in der Reihe 
�Deutsche Landkreise im Portrait� 
einen neuen Bild- und Textband 
herausgegeben. �Den Autoren ist 
ein umfassender Blick auf das Leben 
im Landkreis Leer gelungen�, sagte 
Landrat Bernhard Bramlage aus 
Anlass der Veröffentlichung

Das Buch ist seit kurzem im Handel 
erhältlich und erscheint zum vierten 
Mal im Oldenburger Verlag Kommu-
nikation & Wirtschaft. Es ist in enger 
Zusammenarbeit mit der Kreis-
verwaltung entstanden. Der Band 
hat 136 Seiten und durchgehend 
farbige Fotos. Er spiegelt das Pro� l 
des Landkreises Leer wider. Die 27 
Autoren nähern sich dem Landkreis 
nicht nur aus der räumlichen Pers-
pektive � der Bildband informiert vor 
allem über die Wirtschaftsstruktur, 
beschreibt die Vielfalt der Bildungs- 
und Sozialeinrichtungen, veran-
schaulicht Geschichte und Kultur 
und vermittelt einen Überblick über 
die Natur, das touristische Angebot 
sowie die Freizeitmöglichkeiten im 
Landkreis. Landrat Bramlage: �Der 
Landkreis Leer ist nicht nur ein 
attraktiver Wirtschaftsstandort mit 
hoher Lebensqualität, er ist auch ein 
Erlebnisraum. Er bietet viele Mög-
lichkeiten für Freizeit und Tourismus 
� ein attraktiver Kreis für Einheimi-
sche, Touristen und Unternehmer.�

Neues Portrait über den Landkreis Leer 

Personalien
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